STADT BIELEFELD
- Stadtentwicklungsausschuss -

Niederschrift

Sitzung

Nr.
StEA/032/20
23

uber die Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses (6ffentlichen Sitzung ab

18:00 Uhr)
am 02.05.2023

Tagungsort: Grolder Saal im Neuen Rathaus
Beginn: 18:09 Uhr

Sitzungspause: 19:08 Uhr bis 19:14 Uhr

Ende: 20:22 Uhr

Anwesend:

CDhu

Herr Dr. Simon Lange

Herr André Langeworth
Frau Carla Steinkréger
Herr Frank Strothmann

SPD

Herr Ulrich Gédde
Herr Sven Rorig
Frau Karin Schrader

Biindnis 90/Die Griinen
Herr Dominic Hallau
Frau Gudrun Hennke
Herr Paul John

Herr Thomas Krause

Die Partei
Herr Bjarne Lange (bis 19:41 Uhr)

FDP
Herr Rainer Seifert

Die Linke
Herr Bernd Vollmer

Beratende Mitglieder
Herr Dr. Andreas Bruder

Beratende Mitglieder nach § 58 Abs. 1 Satz 11 GO NRW

Herr Robert Alich (ab 18:24 Uhr)
Herr Dietmar Kramer
Frau Gordana Kathrin Rammert

Stellvertretende beratende Mitglieder
Herr Franz-Peter Diekmann (bis
20:07 Uhr)




Von der Verwaltung

Herr Moss Beigeordneter Dezernat 4
Herr Adamski Beigeordneter Dezernat 3
Herr Lewald Amt far Verkehr

Herr Bielefeld Bauamt

Herr Herjlrgen Bauamt

Schriftfihrung

Frau Anita Lange

Vor Eintritt in die Tagesordnung

Herr Strothmann begri3t die Anwesenden zur 32. Sitzung des Stadtentwicklungsausschus-
ses in dieser Wahlperiode. Er stellt fest, dass form- und fristgerecht zur Sitzung eingeladen
wurde und der Ausschuss beschlussfahig ist.

Als Gaste begruft Herr Strothmann Herrn Mengedodt und Frau Wecken von den Stadtwer-
ken Bielefeld sowie Herrn Ulke vom Umweltamt.

Es erfolgen folgende Anderungen zur Tagesordnung:

Folgende Punkte werden zurlickgezogen bzw. abgesetzt:

4.1
4.2
4.3
4.4

4.5

4.9

10

16

Verkehrswende — Mobilitats-App, Anfrage Fraktion Die Linke vom 14.02.2023
Anfrage Fraktion Die Linke "Verkehrswende — App flr das Parkleitsystem"
Anfrage FDP-Fraktion "Fernbusbahnhof - Bahnhofsumfeld"

Anfrage der FDP-Fraktion zu "Theoretische maximale Kapazitat von Solar-
energie durch Dacher in Bielefeld"

Antrag von Herrn Gugat [Einzelvertreter LiB], Aufhebung der Satzung Uber die
Erhebung der Wettburosteuer fur das Vermitteln oder Veranstalten von Pfer-
de- und Sportwetten in Einrichtungen (Wettburos) nach dem Wetteinsatz ab
2019

Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. llI/H 28 ,Wohnen nérdlich Kusen-
weg, westlich Ostring“ fur das Gebiet nordlich des Kusenwegs, westlich des
Ostrings sowie dstlich und sudlich anschlieRend an den Bebauungsplan Nr.
l1I/H 13.01 und an die Grenze des Flurstlicks 2772 sowie 258. Anderung des
Flachennutzungsplanes ,Wohnen nordlich Kusenweg/westlich Ostring*

- Stadtbezirk Heepen -

Entwurfs- und Auslegungsbeschlisse

Antrag der FDP-Fraktion "Ortsumgehung Ummeln"

Umsetzung der Mobilitatsstrategie - Umsetzung eines kommunalen Schulmo-
bilitatskonzepts

Umsetzung der Mobilitatsstrategie 2030, hier: Realisierung einer Mobilstation
am Niederwall

Gemeinsame Erklarung zum Neubau der ICE-Trasse Bielefeld und Hannover

Es erfolgen folgende Erganzungen:

3.1
3.2
3.3
3.4
3.5

3.6
3.7
3.8

Anfrage der Fraktion DIE LINKE B-Plan ,Amerkamp"

Anfrage der Fraktion DIE LINKE B-Plan Brackwede I/B 63 "Hartsteinwerke"
Anfrage der Fraktion DIE LINKE "Planungsstand Rochdale-Gelénde"

Anfrage der Fraktion DIE LINKE Einwohner "Ortsteile"

Anfrage der Fraktion DIE LINKE "Verkehrsentwicklung auf der B61 im Ortsteil
Ummeln"

Anfrage der Fraktion DIE LINKE Breitensport-Zentrum "Heeper Fichten"
Anfrage der FDP-Fraktion "Verkehrsbelastung auf der Artur-Ladebeck-Stral3e"
Anfrage der FDP-Fraktion ,Ermdéglichung von Auflengastronomie”



5.1

Antrag der FDP-Fraktion "Ortsumgehung Ummeln"

Im Nachtrag wurden Unterlagen zu folgenden Punkten zugesandt:

1.1

1.2

4.5

14

15

16

Genehmigung des offentlichen Teils der Niederschrift Uber die 29. Sitzung des
Stadtentwicklungsausschusses am 22.02.2023

Genehmigung des offentlichen Teils der Niederschrift Gber die 30. Sitzung des
Stadtentwicklungsausschusses am 21.03.2023

Antrag von Herrn Gugat [Einzelvertreter LiB], Aufhebung der Satzung Uber die
Erhebung der Wettburosteuer fir das Vermitteln oder Veranstalten von Pfer-
de- und Sportwetten in Einrichtungen (Wettburos) nach dem Wetteinsatz ab
2019

Verwendung der OPNV-Pauschale nach §11 Abs. 2 OPNVG NRW fiir das
Jahr 2023

Verwendung der Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11 a OPNVG NRW in
2023

Gemeinsame Erklarung zum Neubau der ICE-Trasse Bielefeld und Hannover




Offentliche
Sitzung

Zu Punkt 1

Zu Punkt 1.1

Zu Punkt 1.2

Zu Punkt 2

Zu Punkt 2.1

Genehmiqung des offentlichen Teils der Niederschrift Giber die

Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses

Genehmiqung des offentlichen Teils der Niederschrift iber die

29. Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses am 22.02.2023

Ohne Aussprache fasst der Stadtentwicklungsausschuss folgenden
Beschluss:

Die Niederschrift der 6ffentlichen Sitzung vom 22.02.2023 (Nr. 29)
wird nach Form und Inhalt genehmigt.

- einstimmig beschlossen -

Genehmiqung des offentlichen Teils der Niederschrift liber die

30. Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses am 21.03.2023

Ohne Aussprache fasst der Stadtentwicklungsausschuss folgenden
Beschluss:

Die Niederschrift der 6ffentlichen Sitzung vom 21.03.2023 (Nr. 30)
wird nach Form und Inhalt genehmigt.

- bei einer Enthaltung einstimmig beschlossen -

Mitteilungen

Reorganisation des Bauamtes

Das Bauamt teilt mit:

Zum 01.04.2023 wurde das Bauamt in eine neue Organisationsstruktur
Uberfiihrt. In den vergangenen Jahren hat sich das vom Bauamt zu erfil-
lende Anforderungsprofil zunehmend gewandelt. Deshalb sollten auch
auf Wunsch der Politik insbesondere im Bereich der Stadtplanung effekti-
vere Strukturen gefunden werden, um angemessen auf die Bedlirfnisse
einer wachsenden Stadt reagieren zu kénnen. Dementsprechend wurden
vor allem die Bereiche Stadtplanung und Stadtentwicklung in den letzten
Jahren personell verstérkt. Dieser Personalzuwachs sowie zusétzliche
Aufgaben haben eine Anpassung der Aufbaustruktur des Bauamtes er-
forderlich gemacht.

Im Sinne einer schlanken und aufgabenorientierten Organisationsstruktur
wurden unterhalb der Amtsleitung vier Abteilungen (ehemals sieben Ab-
teilungen) mit jeweils vier Teams eingerichtet. Dabei finden sich die Auf-



gaben der Verwaltung, der Stadtentwicklung, der Stadtplanung und der
Unteren Bauaufsichtsbehdrde in eigenstdndigen Abteilungen wieder.

[TV ]
Reorganisationsprozess Bauamt 2023 Bl

Bauamt

Herr Bielefald

Verwaltung Stadtentwicklung Stadtplanung Bauaufsicht
Herr Herjargen | Her Dodenhall 1 Herr Steinfiede | Frau Sismann

enbeilan
EDV
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- Mitte -

==
reenensauns |||
—

Algemaine Verwaliung
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Bauberatung
Gesamtraumliche
Planung
Stadterneusrung
Stadtebau-
farderung
Bauleitplanung
Bauleitplanung
Stadtbild- und
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m;in.‘lgerrlz—.\'ﬂ
Bauordnung
Bauordnung
Bauordnung
Ost
Sonder-
prifungen

Die dynamisch voranschreitende Digitalisierung sémtlicher Verwaltungs-
prozesse machte es erforderlich, ein eigensténdiges EDV-Team zu im-
plementieren. Aufgrund der umfangreichen Férderkulissen von Bund und
Land war es auch zweckmélig, die Aufgaben der Stadtebauférderung in
einem eigensténdigen Team zu biindeln. Die Baulandstrategie der Stadt
Bielefeld wird zukiinftig in einem eigenstéandigen Team (Baulandma-
nagement) weiter vorangetrieben. Im Bereich der Stadtplanung werden
sich zwei Teams unter Zugrundelegung einheitlicher Festsetzungs- und
Verfahrensstandards um die optimierte Abwicklung von erforderlichen
Bauleitplanverfahren kiimmern.

Abteilung 600.3
Stadtplanung

Ableitungsleitung:
Herr Steinriede

Der Zusténdigkeitsbereich der Unteren Bauaufsichtsbehérde wurde an-
hand der einzelnen Bezirke auf drei Teams aufgeteilt. Durch die Konzent-
ration der ordnungsbehérdlichen Aufgaben auf eine Abteilung sollen Ar-
beitsprozesse harmonisiert und beschleunigt werden.



Zu Punkt 2.2

Abteilung 600.4
Bauaufsicht

Ableitungsleitung:
Frau SiBRmann

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Darstellung des Umsetzungskonzeptes zur Realisierunqg der
Mobilitatsstationen

Das Amt fiir Verkehr teilt geméaB Beschluss der Vorlage ,,Umsetzung
der Mobilitdtsstrategie 2030, hier: Darstellung des Umsetzungskon-
zeptes zur Realisierung der Mobilitdtsstationen* mit der Drucksa-
chennummer 5458/2020-2025 mit:

Zur Realisierung von (zugangsgesicherten) Radabstellanlagen an Bahn-
héfen existieren neben dem Férderprogramm ,Fahrradparkhduser an
Bahnhéfen® des BMDV diverse Férderméglichkeiten auf unterschiedli-
chen politischen Ebenen.

Auf Bundesebene sind neben dem o.g. Férderprogramm insb. folgende
Foérderprogramme relevant:

* Klimaschutz durch Radverkehr, férderfdhige MalBnahmen u.a.: frei zu-
géngliche und verschliel3bare Fahrradabstellanlagen; gré3ere Fahrrad-
stationen, inkl. Dienstleistungen

« Kommunalrichtlinie (,Bike+Ride-Offensive®), férderfédhige MaBnahmen
u.a.: frei zugéngliche und verschlieBbare Fahrradabstellanlagen

» Sonderprogramm ,Stadt und Land*, férderfahige MalBnahmen u.a.: frei
zugéngliche und verschlieRbare Fahrradabstellanlagen; gré3ere Fahr-
radstationen

Auf Ebene des Landes NRW werden von der Verwaltung insbesondere
folgende Férdermdglichkeiten bei der Schaffung entsprechender Infra-
struktur berticksichtigt:

* Forderrichtlinie Nahmobilitat (FORI-Nah), férderfahige Mallnahmen u.a.:
frei zugéngliche und verschliel3bare Fahrradabstellanlagen; gré3ere
Fahrradstationen, inkl. Dienstleistungen

* Forderrichtlinie zu vernetzter Mobilitat und Mobilitdtsmanagement (FORI-
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MM), férderfdhige Mal3inahmen u.a.: verschlieBbare Radabstellanlagen.

Dartiber hinaus besteht auf Ebene des NWL mit der sog. Investitionsfor-
derung die Méglichkeit flir eine Férderung kleinerer frei zugénglicher und
verschlielSbarer Radabstellanlagen an Bahnhéfen.

Bzgl. der Férderquoten sowie der Férderbedingungen und -fristen unter-
scheiden sich die unterschiedlichen Férderprogramme teils erheblich. Je
nach konkret umzusetzender MalRnahme entscheidet die Verwaltung
daher stets anlassbezogen (iber das jeweils geeignetste Férderpro-
gramm.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Ehlentruper Weg

Das Amt fiir Verkehr teilt zur FahrradstraBBenverbindung Ehlentruper
Weg / RohrteichstraB3e ,,Durchfiihrung von Verkehrsversuchen zur
Reduzierung des Durchgangsverkehrs* mit der Drucksachennum-
mer 4128/2020-2025 mit:

Der Wechsel der Verkehrsfiihrung in der FahrradstralBenverbindung
Ehlentruper Weg/ Rohrteichstral3e findet nach den Osterferien in der 17.
KW statt. Hierfiir werden ein Grol3teil der aktuell bestehenden Einbahn-
stralBenregelungen abgebaut, der motorisierte Verkehr kann in den meis-
ten Abschnitten die Fahrradstral3e in beiden Richtungen befahren. Die
Einfahrt aus den Hauptverkehrsstraf3en wird wieder erméglicht. Diago-
nalsperren werden an den folgenden Stellen eingerichtet:

¢ Rohrteichstral3e - Turnerstral3e/ Jiingststral3e (rund um diese Diagonal-
sperre werden Einbahnstral3en auf der Rohrteichstral3e in Fahrtrichtung
Niederwall eingerichtet).

¢ Rohrteichstral3e - Alsenstral3e

e Ehlentruper Weg - Eduard-Windthorst-Stral3e / Ludwig-Lepper-Stralle

e Ehlentruper Weg - Diesterwegstralle

e Ehlentruper Weg - Hartlager Weg / Harrogate Allee

An den genannten Stellen ist eine Durchfahrt fiir den motorisierten Ver-
kehr durch die Diagonalsperren unterbunden. Radfahrende und Zuful3-
gehende kénnen wie gewohnt die Fahrradstral3enverbindung in beiden
Richtungen benutzen.

Die Anwohner und Gewerbetreibenden werden mit einem Anwohner-
schreiben auf die gednderte Verkehrsfiihrung hingewiesen. Die Schulen
und Kindertageseinrichtungen erhalten ebenfalls entsprechende Informa-
tionen. Zusétzlich wird die Presse informiert und die Informationen liber
die gednderte Verkehrsfiihrung auf der Projekthomepage
www.fahrradstrasse-bi.de veréffentlicht.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.



Zu Punkt 2.4

Zu Punkt 2.5

Information zu nicht ausgefiihrten Baugenehmigungen

Das Bauamt teilt mit:

Anlass: Information lber genehmigte Wohneinheiten, fiir die bislang kein
Baubeginn angezeigt wurde

Sachverhalt:

Das Bauamt teilt mit, dass die Stadt Bielefeld im Jahr 2021 insgesamt
1.491 Wohneinheiten (Quelle: amtliche Statistik des Landes NRW) ge-
nehmigt hat. Lediglich fiir ca. die Hélfte der genehmigten Wohneinheiten
wurde bislang ein Baubeginn angezeigt. Damit dlirfte nahezu jede zweite
genehmigte Wohneinheit aus dem Jahr 2021 noch auf eine Realisierung
warten.

Inwieweit die nicht angezeigten Bauvorhaben noch ausgefiihrt werden,
kann nicht prognostiziert werden. Eine Baugenehmigung erlischt, wenn
nicht innerhalb von drei Jahren nach ihrer Erteilung mit der Ausfiihrung
des Bauvorhabens begonnen wurde. Allerdings kann die Frist auf schrift-
lichen Antrag hin jeweils bis zu einem Jahr verldngert werden.

Das Bauamt genehmigt bauliche Vorhaben auf Antrag. Es besteht grund-
sétzlich keine Verpflichtung, von einer Baugenehmigung tatséchlich Ge-
brauch zu machen. Eine Baugenehmigung gewéhrt vielmehr das Recht
zum Bauen und beinhaltet kein Baugebot.

Verschlechterte wirtschaftliche Rahmenbedingungen wie Kostensteige-
rungen und verénderte Finanzierungsbedingungen dlirften die mal3gebli-
chen Ursachen dieser Entwicklung sein.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Planung Ortsumgehung Ummeln

Das Amt fiir Verkehr teilt zur Anfrage Planung Ortsumgehung Um-
meln mit der Drucksachennummer 6001/2020-2025 mit:

Frage: Wann wird den politischen Gremien die liberarbeitete Pla-
nung fiir die Ortsumgehung Ummeln vorgestelit?

Antwort: Fiir die Planung der Ortsumgehung Ummeln ist die Stadt Biele-
feld nicht federfiihrend zusténdig. Die Zustandigkeit liegt bei Stra-
Ben.NRW. Sobald die entsprechenden liberarbeiteten Planungen vorlie-
gen, wird die Stadt Bielefeld in Abstimmung mit StraBen.NRW die Pla-
nung entsprechend in die Gremien einbringen.

Weiterhin ist die Stadtverwaltung derzeit in Gesprdchen mit dem Landes-
verkehrsministerium, um im Sinne einer nachhaltigen Verkehrsentwick-
lung Méglichkeiten und Potentiale abzufragen, die positiv fiir eine Ent-
wicklung planerischer und stadtteilspezifischer Belange im Bereich Um-



Zu Punkt 2.6

Zu Punkt 3

Zu Punkt 3.1

meln sein kénnen. Auch hierzu wird die Verwaltung die politischen Gre-
mien friihzeitig informieren und entsprechend beteiligen.

Herr Seifert weist auf die in der letzten Sitzung der BV Brackwede ge-
fassten Beschlusse hin, in denen bekraftigt worden sei, dass an der Orts-
umgehung festgehalten werde und eine beschleunigte Umsetzung einge-
fordert worden sei. Diese Beschlusse seien mit Mehrheit bei Enthaltung
bzw. Gegenstimmen der Grinen gefasst worden. Ferner weist er auf ei-
nen offenen Brief einiger Fraktionen und eines Einzelvertreters an den
OB mit derselben Zielrichtung hin und bittet darum, dies in das Protokoll
aufzunehmen.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Verkehrswende — Fordermittel fiir die Stadtbahn

Das Amt fiir Verkehr teilt in Abstimmung mit moBiel zur Nachfrage
von Herrn Vollmer zu der Mitteilung ,,Verkehrswende — Férdermittel
fiir die Stadtbahn“ mit der Drucksachennummer 5626/2020-2025 mit:

Frage: Herr Volmer fragt nach, ob es fiir die Signaltechnik eine Férderung
gebe oder Ersatzinvestitionen erforderlich seien.

Fiir die Umsetzung einer 5. Stadtbahnlinie liegt derzeit kein konkreter
politischer Beschluss vor, sodass speziell fiir diesen Anlass derzeit keine
Férdergelder beantragt werden kénnen. Sobald die Umsetzung einer 5.
Linie politisch beschlossen und die Planungen konkretisiert sind, kann
gepriift werden inwieweit eine Anpassung der Leit- und Sicherungstech-
nik bei einer 5. Linie erforderlich ist. Diese ggf. erforderlichen Anpassun-
gen werden bei einer zuklinftigen Erneuerung der Leit- und Sicherungs-
technik sowie den Férderantrdgen berlicksichtigt.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Anfragen

Anfrage der Fraktion Die Linke "B-Plan Amerkamp"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6050/2020-2025

Der Text der Anfrage lautet:

Wann kommt der Satzungsbeschluss zum B-Plan Ammerkamp?
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Zusatzfrage: Welche Hindernisse bestehen konkret, dass er bisher nicht
in den Gremien vorgelegt wurde?

Begriindung:

Das Geldnde am ,Ammerkamp* sollte beispielhaft fiir die Baulandstrate-

gie entwickelt werden. Bisher fehlt aber der Satzungsbeschluss zur Rea-
lisierung des Baugebiets. Wegen der strategischen Bedeutung sollte hier
— was Hemmnisse angeht — deshalb offen kommuniziert werden. Aul3er-

dem ist die Vorlage fiir die weitere Entwicklung dringend erforderlich.

Das Bauamt antwortet wie folgt:

Die Verwaltunag trifft alle Vorbereitungen, damit der Stadtentwicklungs-
ausschuss — nach vorheriger Beratung in der Bezirksvertretung Heepen
am 25.05.2023 — den Entwurfsbeschluss fiir den Bebauungsplan Nr. Ill/
O 14 ,Wohngebiet Amerkamp*

am 06.06.2023 fassen kann.

Der Aufstellungsbeschluss zu dem Bebauungsplan Nr. Ill/ O 14 ,Wohn-
gebiet Amerkamp* erfolgte im September 2019. Nach der Auswertung
der Stellungnahmen aus der friihzeitigen Beteiligung nach § 3 Absatz 1
und § 4 Absatz 1 BauGB wurde aufgrund der eingegangenen Stellung-
nahmen eine Uberarbeitung des Vorentwurfes erforderlich. Dartiber hin-
aus wurden Empfehlungen des Beirates fiir Stadtgestaltung aufgegriffen.

Aufgrund der vorgenommenen Anpassungen (u. a. Erhéhung der Anzahl
der Wohneinheiten, Verdnderung der StralRenquerschnitte und Anlage
Kreisverkehr, Anlage einer naturnahen Regenriickhaltung, Anpassung
der Freifldchen - Spielflachen, Quartiersplatz -, Erstellung eines Energie-
konzeptes fiir das Plangebiet, Priifung und Kldrung der erweiterten Ver-
kehrs- und Larmgutachten) war ein weiterer Abstimmungsbedarf mit den
Fachamtern und Behbrden sowie weiterer Beteiligten notwendig.

Es ist beabsichtigt, den Satzungsbeschluss noch in 2023 vorzubereiten.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Anfrage der Fraktion DIE LINKE B-Plan Brackwede I/B 63
"Hartsteinwerke"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6057/2020-2025

Der Text der Anfrage lautet wie folgt:
Der B-Plan I/B 63 ist nach dem Aufstellungsbeschluss nicht weiter-
bearbeitet worden. Was sind die Griinde dafiir?

Zusatzfrage: Inwieweit hat es auf dem Geldnde Bodenuntersuchun-
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gen gegeben und wie waren die Ergebnisse?

Begriindung:

Da die Stadt Bielefeld nur noch wenig Flédchen zur Verfligung hat, sollten
brachliegende Gelédnde nach ihren Nutzungsméglichkeiten untersucht
werden. Das Geldnde der ehemaligen Harsteinwerke liegt ungenutzt seit
Jahren brach. Hier gibt es sogar einen Aufstellungsbeschluss.

Das Bauamt antwortet wie folgt:

Das Bauamt hatte bereits in der Sitzung des Stadfentwicklungsaus-
schusses am 25.10.2022 zu einer gleichgelagerten Anfrage eine Stel-
lungnahme abgegeben.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. I/B63 ,,Sport und
Gewerbe* fiir den Bereich stidlich des katholischen Friedhofs (ehemalige
Hartsteinwerke) sowie der angrenzenden Fldachen sollten die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Errichtung einer
Schulsportanlage fiir das Schulzentrum Rosenhéhe und die
Genehmigung von gewerblichen Vorhaben auf dem Grundstiick der
ehemaligen Hartsteinwerke geschaffen werden.

Der B-Plan Nr. I/B63 ,Sport und Gewerbe* sollte eigentlich parallel zum
B-Plan Nr. I/B61 ,Gewerbegebiet Stadtring” fiir den siidlich
angrenzenden Bereich entlang des Stadtrings aufgestellt werden. Der B-
Plan Nr. I/B61 ,Gewerbegebiet Stadtring” trat aufgrund konkreter
Gewerbeansiedlungswiinsche (Planerfordernis) und
Grundstiicksverfligbarkeit ((iberwiegend stédtische Fldchen) bereits am
24.02.2003 in Kratft.

Fiir den Bebaungsplan Nr. I/B63 ,Sport und Gewerbe* liegen die
wesentlichen Rahmenbedingungen fiir eine Weiterfiihrung bisher nicht
vor. Dazu gehdren u.a. konkrete Entwicklungsanfragen durch Investoren,
Grundstlicksverfligbarkeit, Kldrung der betroffenen Belange durch
Gutachten - insbesondere Altlastenproblematik - etc. Auch liegen keine
konkreten Pléne fiir die Errichtung einer Sportanlage fiir die
Gesamtschule Rosenhéhe vor. Im nérdlichen Bereich des Schulgeldndes
der Gesamtschule Résenhéhe wurde mit Datum vom 17.01.2022 eine
Sporthalle mit direkter Anbindung an die Schule genehmigt.

Auf der im Plangebiet gelegenen Industriebrache mit ungenutzten und
zum Teil verfallenen Gebéude der ehemaligen ,Bielefelder
Hartsteinfabrik” hat sich mittlerweile der Wald- und Baumbestand
erweitert und gefestigt.

Zur Zusatzfrage:
Gutachten u.a. zur Klédrung der festgestellten Altlastenproblematik wie
auch zum Artenschutz/Baumbestand liegen bislang nicht vor, da die

bauliche Aktivierung der privaten Grundstiicke im Plangebiet weiterhin
nicht sichergestellt ist.

Herr Vollmer regt an, Uber die Aktivierung der bebauten Brachflache zur



Zu Punkt 3.3

12

Schaffung neuer Flachen, etwa fur Kitas, nachzudenken. Die Brackweder
sollten Uberlegen, einen entsprechenden politischen Beschluss zu fas-
sen.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Anfrage der Fraktion Die Linke "Planungsstand Rochdale-
Gelande"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6051/2020-2025

Der Text der Anfrage lautet wie folgt:

Wie ist der Planungsstand fir einen Aufstellungsbeschluss B-Plan fiir das
Rochdale-Gelédnde?

Zusatzfrage: Wie ist der Verhandlungsstand mit der BIMA insbesondere
zum Thema ,Entschéadigung“?

Begriindung:

Das ehemalige Kasernen-Gelénde ist ein wichtiger Baustein fiir die
Stadtentwicklung. Deshalb wartet die Stadtgesellschaft auf die ndchsten
konkreten Schritte.

Das Bauamt antwortet wie folgt:

Die Terminschiene zur zivilen Umnutzung der ehemaligen Rochdale Ka-
serne an der Oldentruper Stral3e 65 sieht die Aufstellung eines Bebau-
ungsplans erst auf der Grundlage einer abgestimmten stéadtebaulichen
Rahmenplanung vor. Diese befindet sich derzeit im Erarbeitungsprozess.
Ein Entwurfsstand soll Mitte 2023 in die politische Beratung gehen und
zur weiteren Offentlichkeitsbeteiligung beschlossen werden. Ein finaler
Beschluss der Rahmenplanung Rochdale wird bis Ende 2023 angestrebt.
Darauf aufbauend wird die verbindliche Baurechtsschaffung (iber die An-
derung des Fldchennutzungsplans und die Aufstellung eines Bebauungs-
plans in die Wege geleitet. Die formellen Verfahren werden ein bis zwei
Jahre in Anspruch nehmen.

Von Seiten der Bundesanstalt fiir Inmobilienaufgaben (BImA) wird auf-

bauend auf der Rahmenplanung eine gutachterliche Verkehrswertermitt-
lung der Liegenschaft durchgefiihrt. Die Erstellung des Gutachtens wird
mehrere Monate dauern.

Ab Ende 2023 ist auch die Erstellung eines Integrierten Stadtebaulichen
Entwicklungskonzepts (INSEK) geplant. Darin werden Umsetzungsmal-
nahmen konkretisiert und mégliche Fbérderzugénge beschrieben.

Zur Zusatzfrage:
Die Zusammenarbeit mit der BImA erfolgt (iber regelméaRige Austausch-
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termine und themenbezogene Arbeitsgruppen. Zur Zusatzfrage, wie der
Verhandlungsstand mit der BImA insbesondere zum Thema ,,Entschédi-
gung” ist, teilt die Verwaltung mit, dass die Gesprédche mit der BImA an-
gestoBen wurden und die BImA derzeit die Situation rechtlich fiir sich
bewertet. Parallel dazu werden durch die Verwaltung die Anspriiche der
Stadt ermittelt.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Anfrage der Fraktion Die Linke Einwohner "Ortsteile"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6040/2020-2025

Text der Anfrage lautet wie folgt:

Wieviel Einwohner haben die folgenden ,,Ortsteile” geschlossener
bebauter Bereich:
GroBdornberg, Brake, Dalbke, Windfléte, Ummeln, Vilsendorf?

Zusatzfrage: Gibt es Konzepte zur Entwicklung dieser ,,Ortsteile“?

Begriindung:

Bielefeld ist neben den Stadtbezirken gepréagt durch kleine zusammen-
hédngende ehemals teilweise selbstidndige Gemeinden. Abhéngig von der
Einwohnerzahl ist es fiir eine Stadtentwicklung wichtig, hier Infrastruktu-
ren — wie Post, Sparkasse, Apotheke, Hausarzt, Lebensmittelmarkt etc.
zu sichern, Dazu ist aber eine bestimmte Grol3e erforderlich, dies es ge-
gebenenfalls zu entwickeln gibt.

Das Bauamt antwortet wie folgt:

Auf der Grundlage der Statistischen Gebietsgliederung der Stadt Biele-
feld, hier der Statistischen Raumeinheiten (Stat. Raumeinh.) sowie der
aktuell vorliegenden Daten des Einwohnermelderegisters der Stadt Biele-
feld (Stichtag: 31.12.2022) sind in den angefragten Ortsteilen folgende
Einwohnerzahlen (EW) mit Hauptwohnsitz in Bielefeld erfasst.

Brake (Stat. Raumeinh. 601, 602, 603, 604, 605): 9.242 EW
Dalbke (Stat. Raumeinh. 801, 802): 2.266 EW
GroRdornberg (Stat. Raumeinh. 405): 1.639 EW
Ummeln (Stat. Raumeinh. 317, 318, 319): 5.368 EW

hier ohne den Bereich der Justizvollzugsanstalt)

Vilsendorf (Stat. Raumeinh. 509, 510): 4.276 EW
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Windfi6te (Stat. Raumeinh. 909, 910): 4.640 EW

Beantwortung der Zusatzfrage:

Die Zentren in den Ortsteilen Brake, Ummeln und Gro3dornberg werden
im Rahmen des Férderprogramms ,Zukunftsfahige Innenstéadte und Zen-
tren“ vom Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat mitbertick-
sichtigt. Das Férderprogramm hat das Ziel die Erarbeitung von Konzep-
ten und Handlungsstrategien zur Stérkung und Weiterentwickelung der
Stadt- und Ortsteilzentren zu unterstiitzen. Die Auswahl der Zentren er-
folgte unter Berticksichtigung des ,Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes
2019%

Die Projektlaufzeit umfasst den Zeitraum November 2023 bis August
2025.

Die politischen Gremien wurden im Rahmen einer Informationsvorlage
(Drucksachen-Nr. 5314/2020-2025) bereits (liber diesen Sachverhalt un-
terrichtet.

Dartiber hinaus fand am 19.04.2023 eine erste Informationsveranstaltung
fur die Bezirksvertretungen im Ratssaal der Stadt Bielefeld statt.

Fiir den Ortsteil Windfléte findet dariiber hinaus zurzeit die Erarbeitung
eines stadtebaulichen Strukturkonzeptes statt.

Uber die Vergabe dieses Strukturkonzeptes wurde in der Sitzung des
Stadtentwicklungsausschusses am 21.03.2023 in nichtéffentlicher Sit-
zung (,StEA-Bericht Auftragsvergaben des Bauamtes, 2. Halbjahr 2022
Drucksachen-Nr. 5596/2020-2025) informiert.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Anfrage der Fraktion DIE LINKE "Verkehrsentwicklung auf der
B61 im Ortsteil Ummeln"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6041/2020-2025

Text der Anfrage lautet wie folgt:

Wie hat sich der Verkehr seit Fertigstellung der A33 auf der B61 in
der Ortsdurchfahrt Ummeln entwickelt und wie hoch ist dabei der
LKW-Anteil?

Zusatzfrage: Besteht eine Moglichkeit, in Ummeln eine echte Orts-
durchfahrt auszuschildern?
Begriindung:

Mit der Fertigstellung der A33 ist ein Teil des Verkehrs von der B61 auf
die A33/A2 abgewandert. Trotzdem ist besonders die ,Ortsdurchfahrt® vor
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allem wegen ihrer baulichen Gestaltung wie fehlende Blirgerstei-
ge/Radwege und Querungsméglichkeiten mit der 60 km/h-Regel eine
Belastung und entspricht nicht dem technischen Regelwerk RaSTO6.

Das Amt fiir Verkehr antwortet zu Anfrage ,,Verkehrsentwicklung auf
der B61 im Ortsteil Ummeln“ wie folgt:

Frage: Wie hat sich der Verkehr seit Fertigstellung der A 33 auf der B 61
in der Ortsdurchfahrt Ummeln entwickelt und wie hoch ist dabei der Lkw-
Anteil?

Antwort: Im Rahmen der alle fiinf Jahre stattfindenden landesweiten Zah-
lungen auf der B 61 Glitersloher Stral3e an zwei Stellen der Verkehr er-
hoben.

Die Zahlstelle 4016/2323 befindet sich in Fahrtrichtung Gltersloh in Héhe
der HeidekamptralBe. Die Zahlstelle 4016/6318 befindet sich in Fahrtrich-
tung Glitersloh stidlich der Umlostral3e. Die zuletzt durchgefiihrten Zah-
lungen fanden im Jahr 2021 statt. Pandemiebedingt waren hier deutlich
weniger Fahrzeuge unterwegs als in den Zahlungen davor.

Zihlstelle 2010 2015 2021

4016/2323 Kfz/24h 25.292 21.513 12.898
Lkw-Anteil 1.289 984 631

2016/6318 Kfz/24h 20.756 17.460 10.363
Lkw-Anteil 1.144 831 695

Aufgrund der nicht plausiblen Ergebnisse fiir das Jahr 2021 hat das Amt
ftir Verkehr im Januar 2023 eine erneute Zahlung durchgefiihrt. Diese
Z&hlung hat am Knoten Glitersloher StralBe/Umlostral3e/Kasseler Stral3e
stattgefunden. Die Ergebnisse lauten:

Zahlstelle

Richtung Bielefeld

Richtung Giitersloh

Stadt

Kfz/24h

19.490

22.128

Lkw-Anteil

1.554

1.403

Somit ist ersichtlich, dass durch die Fertigstellung der A 33 die Verkehre
auf der Glitersloher Stral3e im Jahr 2023 nédher an denen aus dem Jahr
2010 liegen, als dass diese dem Trend der Verkehrsabnahme zwischen
2010 und 2015 folgen. Dies ist auch darin zu begriinden, dass neben den
privaten Verkehren auch die Wirtschaftsverkehre weiterhin zugenommen
haben.

Zusatzfrage:

Besteht die Méglichkeit, in Ummeln eine echte Ortsdurchfahrt auszu-
schildern?

Antwort:

In der Ortslage von Ummeln ist bereits zwischen der Kasseler Stral3e (K
18) und der Steinhagener StralBe/Ummelner Stral8e (L 791) eine Orts-
durchfahrt ausgeschildert. Eine dartiber hinaus gehende Verldngerung
der Ortsdurchfahrt ist aufgrund der értlichen Gegebenheiten (keine zu-
sammenhédngende Bebauung) nicht ausweisbar.

Ergédnzung zum Radschnellweg OWL 2.0:

Fiir den Radschnellweg im Abschnitt zwischen Bielefeld und Glitersloh
wird unter anderem die Flihrung an der B61 untersucht. Die Ergebnisse
der noch laufenden Machbarkeitsstudie sind abzuwarten, bevor konkrete-
re Planungen fiir bessere Rad- und Fullwege an der B61 in Ummeln be-
ginnen kbnnen. Bestétigt sich hierbei die B61 als Vorzugsvariante fiir den
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Radschnellweg, ergibt sich mit Realisierung des Radschnellweges in der
Orstdurchfahrt Ummeln eine hochwertige Verkehrsfiihrung sowohl fiir
den Rad- als auch den FuBverkehr.

Herr Seifert weist noch mal auf die Notwendigkeit der Ortsumgehung
Ummeln hin aufgrund der in der Antwort der Verwaltung aufgezeigten
Zahlen.

Herr Vollmer erklart sich tber die Entwicklung tGberrascht, kdnne diese
jedoch aufgrund des offensichtlich zugenommen Verkehrs nachvollzie-
hen. Er weist auf die Gefahr eines Ausbaus zu einer vierspurigen Stral3e
hin und betont, dass die Strecke nach GT auch eine Maut -
Umgehungsstrecke fir den LKW-Verkehr sei.

Herr Dr. Lange spricht sich fir die Entlastung der Anwohner aus, den
Ausbau der Infrastruktur, und weist auf die Zunahme und die erforderli-
che Unterstlitzung des Logistiksverkehrs fur die Gewerbetreibenden hin.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Anfrage der Fraktion Die Linke Breitensport-Zentrum "Heeper
Fichten"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6058/2020-2025

Text der Anfrage lautet wie folgt:

Es gibt seit Jahren den Wunsch, dass Geldnde am Heeper Fichten
fiir den Breitensport weiter zu entwickeln. Auf welchen Fldachen wiére
eine Ausweisung durch einen B-Plan fachlich méglich?

Zusatzfrage: Gibt es grundsétzlich die Méglichkeit, die Sportfldchen
auf dem Gatterick Geldnde als Alternative zu entwickeln?

Begriindung:

Teile der Fldchen im Bereich der Heeper Fichten werden seit Jahren
durch sportliche Angebote genutzt. VVon wichtigen Akteuren wurde des-
halb der Bereich als Standort fiir eine entsprechende Halle identifiziert.
Wegen der fehlenden planerischen Rahmbedingungen entsteht diese
Halle nun auf der Rul3heide — kein unbedingt idealer Standort.

Das Bauamt antwortet wie folgt:

Die Sportpléatze westlich der Stral3e Heeper Fichten befinden sich nicht
nur im planungsrechtlichen AulRenbereich, sondern dazu noch innerhalb
geschiitzter Landschaftsbereiche. Eine weitere Verfestigung und Entwick-
lung baulicher Nutzungen in diesem Bereich wére nur im Rahmen eines
Bauleitplanverfahrens unter Abwégung aller Belange (insbesondere um-
welt- und naturschutzrechtlicher Belange) méglich. Von einer isolierten
planerischen Betrachtung der bestehenden Sportplédtze wére aus fachli-
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cher Sicht abzuraten. Vielmehr miisste eine Sportfldchenentwicklung in
diesem Bereich einer freiraumplanerischen Gesamtbetrachtung, in die
auch die siidlich gelegene Radrennbahn einzubeziehen wére, unterzogen
werden.

e

130401, =, 2

Zur Zusatzfrage:

Das Catterick-Geldnde befindet sich nicht im Eigentum der Stadt Biele-
feld. Gleichwohl ist es grundsétzlich moglich, mit einem noch ausstehen-
den Bauleitplanverfahren Sportflachen auf dem ehemaligen Kasernen-
grundstiick planungsrechtlich zu sichern.

Herr Vollmer bittet darum, sich Gedanken zu machen, ob an diesem Ort
weitere Sportflachen entwickelt und gebaut werden sollten, oder es sollte
Uber Alternativen nachgedacht werden.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Anfrage der FDP-Fraktion "Verkehrsbelastung auf der Artur-
Ladebeck-StraRe"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6060/2020-2025

Text der Anfrage lautet wie folgt:

Gibt es bereits Erfahrungswerte oder Zdhlungen zur Verkehrsbelas-
tung auf der Artur-Ladebeck-StraBBe auf Grund der Einspurigkeit im
Bereich des Brackweder Bahnhofes durch den dortigen Schienen-
Ersatzverkehr?

Begriindung:

Aus eigener Erfahrung und den Berichten einiger Biirger weil3 ich, dass
sich die Fahrtzeit vom Betheleck Richtung Brackwede staubedingt teils
um 10 bis 20 Minuten verléngert.
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Das Amt fiir Verkehr antwortet zur Anfrage ,,Verkehrsbelastung der
Artur-Ladebeck-StraBe* der FDP-Fraktion ohne Drucksachennum-
mer, Eingang per mail am 26.04.2023 wie folgt:

Frage: Gibt es bereits Erfahrungswerte oder Zéhlungen zur Verkehrsbe-
lastung auf der Artur-Ladebeck-Stral8e auf Grund der Einspurigkeit im
Bereich des Brackweder Bahnhofes durch den dortigen Schienenersatz-
verkehr?

Antwort: Auf Nachfrage bei der Baustellenkoordinierung sind dort keine
Beschwerden eingegangen, die die Einziehung einer Fahrspur im Bereich
der Stadtbahnhaltestelle Brackwede Bahnhof im Rahmen der SEV-
Haltestelle betreffen. Gelegentlich durchgefiihrte Sichtungen der Stau-
melder haben ebenfalls keine Auffélligkeiten ergeben. Das Amt flir Ver-
kehr wird zur zusétzlichen Eruierung der Situation in Klirze eine Ver-
kehrsbeobachtung/Zahlung durchfiihren.

Herr Seifert widerspricht der Antwort der Verwaltung hinsichtlich der tat-
sachlichen Verkehrsbelastung, begrifit es aber sehr, dass dort eine Ver-
kehrszahlung vorgenommen werden soll.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Anfrage der FDP-Fraktion ,,Ermoglichung von Aulengastro-
nomie"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6061/2020-2025

Text der Anfrage lautet wie folgt:
Was ist der aktuelle Stand zum Thema ,,Erméglichung von AuB3en-
gastronomie nicht nur vor der eigenen Haustiir*

Begriindung:

In der Stea-Sitzung vom 06.09.2022 wurde unter TOP 15 von der FDP
eine Verdnderung der AuBengastronomieverordnung angeregt. Laut Pro-
tokoll hat Herr Adamski die Aufgabenstellung akzeptiert, bis zur ndchsten
Saison den Gastwirten zu erméglichen, dass sie nicht nur vor der eige-
nen Haustir bewirten kénnen.

In o.a. Angelegenheit antwortet das Amt fiir Verkehr wie folgt:

Anfrage:
Was ist der aktuelle Stand zum Thema ,,Erméglichung von AulRengastro-

nomie nicht nur vor
der eigenen Hausttir*

Antwort:
Das Amt fiir Verkehr priift und genehmigt in 2023 im Rahmen seiner Er-
messensaustibung Antrdge auf AulBengastronomie, die nicht nur vor der
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eigenen Haustiir stattfinden soll.

Die Sondernutzungssatzung der Stadt Bielefeld wird derzeit vom Amt fiir
Verkehr iiberarbeitet. Diese Uberarbeitung schlie3t u.a. auch Regelungen
ftir die Erméglichung von AuBengastronomie ein, die nicht nur vor der
eigenen Haustiir stattfindet.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Behandlung der unerledigten Punkte der letzten Tagesord-
nungen

Verkehrswende — Mobilitats-App, Anfrage Fraktion Die Linke
vom 14.02.2023

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5623/2020-2025

vertagt

Anfrage Fraktion Die Linke "Verkehrswende — App fiir das
Parkleitsystem"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5628/2020-2025

Herr Vollmer wiinscht sich eine baldige detaillierte Antwort von der Ver-
waltung.

Herr Dr. Lange schlief3t sich dem Wunsch von Herrn Vollmer an und
wunscht sich die Ergebnisse zur nachsten Sitzung.

Herr Lewald sagt die detaillierten Ergebnisse zu der nachsten Sitzung
des StEA zu.

vertagt

Anfrage FDP-Fraktion "Fernbusbahnhof - Bahnhofsumfeld"

Beratungsgrundlage:
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Drucksachennummer: 5813/2020-2025

Herr Seifert auRert sich enttauscht darliber, dass offenbar der Wille fir
einen Fernbushalt am Bahnhof in Bielefeld fehle. Nach seiner Auffassung
gabe es sowohl die nétige Infrastruktur innerhalb des Bahnhofs und auch
Haltemdglichkeiten waren selbst bei einer Fahrradrampe machbar.

Herr Dr. Lange fragt nach der HOhe der Frequenz der Linienfernbusse in
Bielefeld.

Herr Vollmer erlautert die Situation am Hauptbahnhof und spricht sich flr
die Neuordnung des Bahnhofsvorplatzes aufgrund der aktuellen Fulligan-
gerstrdme aus. Fir den Fernbusbahnhof gabe es in direkter Umgebung
Méglichkeiten.

Herr Adamski weist auf den Fernbusbahnhof in Brackwede hin. Er kdnne
den Wunsch nachvollziehen, allerdings sei der Bahnhofsvorplatz in einem
Prozess mit der Machtbarkeitsstudie im Rahmen des INSEK-Verfahrens.
Die Argumente sollten allseits bekannt sein, im Ubrigen kénnten diese
von der Verwaltung auch nachgereicht werden. Im hinteren Bereich des
Hauptbahnhofs (Boulevard) wurde es Planungen mit der DB geben. Au-
erdem sollte die Entwicklung und die Wirkung des 49 €-Tickets auf den
Bedarf des Fernbushaltes in Bielefeld beobachtet werden.

vertagt

Anfrage der FDP-Fraktion zu "Theoretische maximale Kapazi-
tat von Solarenergie durch Dacher in Bielefeld"

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5816/2020-2025

vertagt

Antrag von Herrn Gugat [Einzelvertreter LiB], Aufhebung der
Satzung uber die Erhebung der Wettblirosteuer fiir das Vermit-
teln oder Veranstalten von Pferde- und Sportwetten in Einrich-
tungen (Wettbuiros) nach dem Wetteinsatz ab 2019

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5753/2020-2025

abgesetzt
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Zu Punkt 4.6 Zukunftsweisende Umgestaltung Jollenbecker StraRe zw.
BahnhofstraBe und Auf der Hufe
hier: Informationen zum Projektstart

Beratungsgrundlage:
Drucksache: 4467/2020-2025/2

Herr Hallau begrif3t die Einleitung des Planungsverfahrens. Diese sei zur
Entwickung dieser wichtigen Verkehrsachse sinnvoll. Begrifienswert sei
auch die angedachte Verbesserung fur den FulRganger- und Radverkehr
im Bereich der Bahnunterfuhrung durch eine weitere Unterfuhrung. Da
dieses Vorhaben aber sehr langwierig sein dirfte, habe die Koalition
einen Anderungsantrag entworfen, damit eine schnelle Verbesserung der
Situation fur die Radfahrer als Interimslésung geschaffen werden konne.
Es solle daher gepruft werden, welche Auswirkungen ggf. eine Nutzung
einer PKW-Fahrspur durch den Radverkehr haben wirde.

Herr Langeworth weist auf den etwas abweichenden Beschluss der BV
Mitte hin. Er beantragt, dass der Stadtentwicklungsausschuss sich
diesem Beschluss anschlie3t. Die Stimmung in BV Mitte sei
parteilbergreifend so gewesen, dass die Informationen zu der
Jollenbecker Stralde als nicht ausreichend und als nicht beratungsfahig
angesehen wurden, um darUber abstimmen zu kdnnen. Deswegen wurde
der 1. Satz des Beschlussvorschlags der Kenntnisnahme gestrichen mit
dem Hinweis in der Begriindung, dass man eine neue Vorlage erwarten
wuirde. Zum zweiten Punkt der Vorlage hatte Herr Lewald in der Sitzung
der BV Mitte die speziellen Planungsbedurfnisse begrindet und dem
hatte sich die BV Mitte auch einstimmig angeschlossen. Dabei wirde es
nur um die Erweiterung der Unterfihrung gehen.

Dem Zusatzantrag der Koalition wiirde seine Fraktion nicht beitreten, weil
die vorhandenen Fahrspuren dringend gebraucht werden. Deren
Einschrankung vor der Fertigstellung des Tunnels wirden sie ablehnen.

Herr Seifert stimmt Herrn Langeworth hinsichtlich des Klarungsbedarfs
zu. Viele Parkplatze wirden dabei wegfallen und es wurden keine
Alternativen genannt, wie diese ersetzt werden sollen, etwa durch
Qartiersparkhauser. Die Vorlage sei daher noch nicht ausgereift und eine
neue Vorlage sollte vorgelegt werden. Alternativ wiirde er einen
Anderungsantrag hinsichtlich der Parkplatzgestaltung stellen.

Herr Adamski stimmt Herrn Langeworth und Herrn Seifert dahingehend
zu, dass es eine Vielzahl an offenen Fragen gebe. Um diese als
Verwaltung bearbeiten zu kénnen, brauche es aber zunachst den Auftrag
an die Verwaltung. Es gehe hier zunachst um den Startschuss fur die
Planung.

Herr Rérig weist ebenfalls darauf hin, dass es zunachst darum gehe,
Prifauftrage zu verteilen. Insoweit kdnnte der Prifauftrag auch dahin
gestellt bzw. erweitert werden, die Parkplatzsituation zu erfassen und zu
bewerten.

Frau Rammert schliel3t sich diesem Vorschlag an. Sie begruft auch
besonders die Prifung der Verwendung der PKW-Fahrspuren fir den
Radverkehr, um den Radverkehr zu férdern. Es wirde eine
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gesamtheitliche Planung vorgenommen, was auch die Opposition
regelmafig einfordere. Die Beschlisse der BV Mitte kénne sie nicht
teilen.

Frau Hennke erganzt, dass die BV Mitte dem wesentlichen Punkt der
Vorlage, namlich der Planungsleistung zugestimmt habe.

Herr Dr. Lange stellt klar, dass die Informationslage nachvollziehbar

dirftig war und auch viele Bereiche betroffen habe, die nicht die BV Mitte betroffen hab:
Vergabe des Planungsauftrages sei sinnvoll. Dem Vorschlag der Koalition

zur Beschrankung des PKW-Verkehrs durch Entziehen einer Fahrspur

werde allerdings nicht zugestimmt, da die Verkehrssituation,

insbesondere die Frequentierung an dieser Stelle eine solche

Beschrankung nicht hergebe.

Herr Dr. Bruder weist darauf hin, dass sich an der Meller Strafe Ecke
Bdkenkamp das Horgeschadigtenzentrum befinde und auch die
Forderschule Sehen und dass sich an der Weststralde der Blinden- und
Sehbehindertenverein befinde. Zwischen dem Hauptbahnhof und den
genannten Orten gebe es daher ein erhdhtes Aufkommen von Personen
mit Sinnesbehinderungen, so dass die Schaffung sicherer Verkehrs-,
insbesondere FuBwege besonders wichtig sei

Herr Strothmann lasst sodann zunéachst Uber den Antrag unter Punkt 4.6.1 abstimmen.
Stadtentwicklungsausschuss fasst den dort widergegebenen Beschluss.

Sodann stellt Herr Seifert mindlich den folgenden Erganzungsantrag:

,Die Verwaltung wird beauftragt, in der Jéllenbecker Stral3e fur die
wegfallenden Parkplatze Alternativen, wie z. B. Quartiersparkhauser zu
prufen.”

Herr Strothmann lasst Uber diesen Antrag abstimmen. Der
Stadtentwicklungsausschuss beschlief3t diesen Antrag bei einer
Enthaltung einstimmig.

Danach lasst Herr Strothmann tber den Beschlussvorschlag, wie in der
BV Mitte getrennt, allerdings erganzt um den Erganzungsantrag der
FDP-Fraktion abstimmen.

Der Stadtentwicklungsausschuss fasst folgenden
Beschluss:

Die Informationen zum Projekt werden zur Kenntnis genommen.

- mit Mehrheit beschlossen -
Die Verwaltung wird beauftragt, Planungsleistungen zur Herstellung einer zusitzl
Bahnunterfuhrung fur den FuB- und Radverkehr an ein externes

Biro zu vergeben und fiir die wegfallenden Parkpléatze Alternativen
zu priifen.

- bei einer Enthaltung einstimmig beschlossen -
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Anderungsantrag der Koalition zu TOP 4.6 ,.Zukunftsweisende
Umgestaltung Jollenbecker StraRe zw. BahnhofstraBe und Auf
der Hufe* (Drucksache 4467/2020-2025)

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6093/2020-2025

Der Stadtentwicklungsausschuss fasst den folgenden
Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, die alternative Radfiihrung
auf einem Fahrstreifen unter der Bahnunterfiihrung weiter zu
priifen und dem Stadtentwicklungsausschuss gesicherte
Folgen einer solchen Anpassung vorzulegen. Auch
provisorische MaBnahmen zur Verbesserung der Situation
fir den Rad- und FuBverkehr bis zur Realisierung einer
eigenen Bahnunterfiihrung fiir den Rad- und FuBverkehr
sind dabei zu betrachten.

- mit Mehrheit beschlossen -

Umsetzung der Mobilitatsstrategie 2030; hier: FuBverkehrs-
strategie — Leitfaden

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 4675/2020-2025

Herr Seifert erklart, dass das Konzept sehr lickenhaft sei, denn es fehle
die Integration in die anderen verkehrlichen Konzepte. Es mache keinen
Sinn, einseitige Forderungen aufzustellen, die sich in der Realitat nicht
umsetzen lieRen. Das Konzept basiere teilweise auf falschen Annahmen
und sei in vielen Bereichen viel zu undifferenziert.

Herr ROrig begrifit das vorgelegte Konzept. Es sei das Ziel gewesen, fur
alle Verkehrssektoren ein Mobilitatskonzept zu erstellen und jeden Be-
reich einmal einzeln zu beleuchten. Die insgesamt vier Konzepte lagen
jetzt vor und wirden im Rahmen des Gesamtkonzeptes ineinandergrei-
fen. Es habe die BV Heepen dem Leitfaden deshalb nicht zugestimmt,
weil sie fir Baumheide ein eigenes, ganzheitliches Konzept erarbeiten
wolle. Diesem stiinde der FulRverkehrsleitfaden als Konzept fur die ge-
samte Stadt nicht zwingend entgegen. Vielmehr sollte man auf die Mit-
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glieder der BV Mitte zugehen und die dortige Entwicklung ermaoglichen.

Herr Dr. Lange erklart, dass seine Fraktion die Beschlussvorlage ableh-
nen werde. Der vorgelegte Leitfaden sei das x-te Papier, das sich wiede-
rum inhaltlich nicht lohne. Die von der Koalition verfolgte sektorale Be-
trachtung flhre nicht zu sinnvollen Ergebnissen, da die jeweils anderen
Verkehrssektoren ausgeblendet wirden und gerade nicht ganzheitlich
gedacht werde. Auf diese Weise wurden Forderungen, etwa zur Mindest-
breite, aufgestellt, die sich tatsachlich tGberhaupt nicht realisieren lieRen.
Die im Leitfaden aufgezahlten MaRnahmen seien teils vollig alte Forde-
rungen, deren Machbarkeit Iangst widerlegt sei, etwa die Begrinung von
Haltestellendachern, oder schafften nur neue Konflikte, etwa die Abschaf-
fung von Parkflachen ohne Alternativen. Wenn es darum gehe, Gehwege
zu sanieren, hatte man hierfur auch kein zusatzliches Buro beauftragen
mussen. Insgesamt fehle dem Papier die Substanz.

Der Stadtentwicklungsausschuss fasst folgenden
Beschluss:

1. Der Leitfaden (Anlage 1) wird als Ergéanzung und
Konkretisierung zu dem bereits beschlossenen Leitbild
und den Zielen der FuBverkehrsstrategie beschlossen.

2. Das projektbegleitende Fachteam bestehend aus Vertreter*
innen von Bauamt, Gesundheitsamt, Umweltamt und Amt fiir
Verkehr unter der Federfiihrung des Amtes fur Verkehr
wird wie empfohlen weiter fortgefiihrt und anlassbezogen
erweitert. Entsprechende personelle Ressourcen werden
von den jeweiligen Amtern im Stellenplanverfahren 2024
angemeldet.

3. Der Realisierungszeitraum, die erforderlichen Ressourcen
und die Umsetzbarkeit der MaBnahmenvorschlage (siehe
Anlage 2: Gesamtbericht) werden konkretisiert und zur
Umsetzung vorbereitet, moglichst in laufende Prozesse und

MaBnahmen integriert und in der jeweiligen Zustandigkeit
zur Beschlussfassung vorgelegt. Hier soll fur den Haushalt
des Amtes fiir Verkehr ab 2024 jahrlich ein Ansatz von
200.000 € (konsumtiv) angemeldet werden.

4. Die Verwaltung wird beauftragt fiir die Stadt Bielefeld einen
Beitrittsantrag bei FUSS e.V. zu stellen.

5. Die Verwaltung wird gebeten bezogen auf den Stadtbezirk
Heepen erneut zu berichten. Dabei sind insbesondere die
Beteiligung der Bezirksvertretung im Verfahren sowie die

6. Einhaltung der Kompetenzen der Bezirksvertretung in der
Beratung und Umsetzung der MaBnahmenvorschldge zu
beachten. Die BV hat noch einmal ihren Antrag auf Erstellung
eines gesamtheitlichen Mobilitdtskonzeptes fiir den
Stadtteil Baumheide bekriéftigt.

- abweichend vom Beschlussvorschlag mit Mehrheit beschlossen -
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Empfehlung des Bielefelder Klimabeirats (BKB) ,,Obligatori-
sche Einfuhrung eines Siedlungstickets fiir neue Baugebiete*

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5156/2020-2025

Ohne Aussprache nimmt der Stadtentwicklungsausschuss Kenntnis.

Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. lll/H 28 ,,Wohnen
nordlich Kusenweq, westlich Ostring“ fiir das Gebiet nordlich
des Kusenwegs, westlich des Ostrings sowie Ostlich und siid-
lich anschlieBend an den Bebauungsplan Nr. lll/H 13.01 und an

die Grenze des Flurstiicks 2772 sowie 258. Anderunqg des Fli-
chennutzungsplanes ,,Wohnen nordlich Kusenwegqg/westlich

Ostring*“

- Stadtbezirk Heepen -

Entwurfs- und Ausleqgungsbeschliisse

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5263/2020-2025

abgesetzt

Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. llI/A 19 "Kanzelstra-
Re / StudiostraBe" fiir das Gebiet suidlich der KafkastraRe und
nordlich der StudiostraBe mit dem Gelande der evangelisch-
lutherischen Kirche Altenhagen im beschleunigten Verfahren
gem. § 13a Baugesetzbuch (BauGB)

- Stadtbezirk Heepen -

erneuter Entwurfs- und Auslequngsbeschluss

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5365/2020-2025

Herr Strothmann teilt mit, dass der folgende Beschlussvorschlag der Fas-
sung der BV Heepen entspricht.

Der Stadtentwicklungsausschuss fasst folgenden
Beschluss:
1. Der Bebauungsplan Nr. lll/A 19 "Kanzelstrale / Studiostrae"
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fir das Gebiet sudlich der KafkastraBe und nérdlich der Studiostra-
Re mit dem Gelande der evangelisch-lutherischen Kirche
Altenhagen wird mit dem Text und der Begriindung als 2. Entwurf
beschlossen.

2. Der erneute Entwurf des Bebauungsplanes ist mit Text und Be-
griindung fur die Dauer eines Monats, mindestens jedoch 30

Tage, gemaR § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 6ffentlich auszulegen.
Die Auslegung ist gemaR § 3 (2) BauGB o6ffentlich bekannt zu ma-
chen.

3. Parallel zur Auslegung sind die Behorden und sonstigen Trager
offentlicher Belange gemaR § 4 (2) BauGB zu beteiligen.

4. Der Flachennutzungsplan wird gemaR § 13a (2) Nr. 2 BauGB

im Wege der Berichtigung angepasst.

5. Da ein Erhalt der Rotbuche unter Beibehaltung der bisherigen
Planung nicht méglich ist, ist auf dem Geldnde des Investors

eine Ersatzpflanzung vorzunehmen (s. Ziff. 1 des Antrages).

6. Die Verpflichtung zur Anpflanzung von jeweils einem Hausbaum
auf den Grundstiicken im Bereich WA 1 je 400m? abgeschlossenes
Baugrundstiick wird als Festsetzung in den Bebauungsplan iiber-
nommen (s. Ziff. 2 des Antrages).

7. Ebenso wird die Herstellung der privaten Stellflichen mit versi-
ckerungsfiahigem oder begriintem Pflaster in die Festsetzung auf-
genommen (s. Ziff. 3 des Antrages).

8. Fiir die neu geplanten Gebaude im WA 1 wird eine verpflichtende
Zweigeschossigkeit im Bebauungsplan festgesetzt (s. Ziff. 5 des
Antrages).

9. Die Verwaltung wird beauftragt - z.B. mit Hilfe einer Nutzungsab-
grenzung gegentiber dem Bestandsgebaude (Pfarrhaus) -
sicherzustellen, dass alle Neubauten im WA 2 verpflichtend

eine Flachdachbebauung erhalten.

10. Die Bezirksvertretung bittet den Investor méglichst 33 % der
Wohneinheiten mit Mitteln der 6ffentlichen Wohnraumférderung zu
errichten.

- abweichend vom Beschlussvorschlag einstimmig beschlossen -

1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. I/ St 50 ,Wohnen und
Arbeiten auf dem Schillinggelande* fiir eine Teilflache siid-
westlich der Paderborner Strae, begrenzt durch das Flur-
stiick 321 (Kreuzkirche) und die AltmiihistraBe im Siiden

- Stadtbezirk Sennestadt -

Erneuter Entwurfsbeschluss (2. Entwurf)
Entwurfs- und Ausleqgungsbeschluss

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5427/2020-2025
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Herr Bielefeld, erlautert, dass sich die Verwaltung schwertue mit den
Formulierungen in den textlichen Festsetzungen, wie sie von der BV
Sennestadt in dem jetzt vorgelegten Entwurf verwendet worden seien. Er
regt an, nicht den Vorschlag aus der BV Sennestadt zu beschliel3en,
sondern den urspringlichen Beschlussentwurf der Verwaltung, da dieser
mit einem deutlich geringeren Klagerisiko behaftet sei und zudem nach
Durchfuhrung zahlreicher Gesprache, in Reaktion auf die Klage von
Strallen NRW, unter Berticksichtigung der Interessen zahlreicher Grund-
stiickseigentiimer als gut durchdachter Kompromissvorschlag erarbeitet
worden sei. Es wurden in dem Vorschlag der Verwaltung auch lediglich
24 Stellplatze mehr ermdglicht, was gemessen an der Gesamtzahl keine
wesentliche Veranderung bedeute.

Herr Moss appelliert aus der Perspektive des Wirtschaftsdezernenten
ebenfalls fur die Beschlussversion der Verwaltung. Es seien dort zahlrei-
che Betriebe an der Paderborner Stralle angesiedelt, die — jedenfalls
solange die Stadtbahnlinie 1 nicht verlangert sei — auf Stellplatze fir ihre
Mitarbeitenden und Kunden angewiesen seien. In einem Fall handele es
sich um einen Personalqualifizierungsbetrieb, der fir die Personen er-
reichbar sein misse. Ohne ausreichend Stellplatze drohten einerseits
Klageverfahren, und zum anderen wirden die umliegenden Quartiere
belastet, weil dort dann in grofiem Ausmal} Stellplatze gesucht werden
warden.

Auf Bitte von Herrn John wird die Sitzung flir eine Zwischenberatung von
Herrn Strothmann fur 5 Minuten unterbrochen.

Herr John erklart, dass der Knackpunkt insbesondere die Frage der Stell-
platze sei. Er bedankt sich bei Herrn Moss und Herrn Bielefeld flir die
intensiven Bemiihungen. Man habe die Unterbrechung genutzt, um einen
Kompromissvorschlag zu finden, der dahingeht, dass die Griinen dem
Vorschlag der Verwaltung mit der Mal3gabe folgen, dass zusatzlich in den
Beschluss aufgenommen werde, dass weitere Stellplatze genehmigt
werden kénnten, verbunden mit der Verpflichtung zum Rickbau nach
Inbetriebnahme der Stadtbahnlinie 1.

Herr Moss greift dies auf und liefert den folgenden Formulierungsvor-
schlag.

Herr Dr. Lange begriif3t, dass dem Vorschlag der Verwaltung damit nun
einstimmig gefolgt werden kénne, so dass das Projekt vorankomme.

Der Stadtentwicklungsausschuss fasst folgenden
Beschluss:

1. Die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. I/ St 50 ,Wohnen und
Arbeiten auf dem Schillinggeldnde* fiir eine Teilflache siidwestlich
der Paderborner StralRe, begrenzt durch das Flurstiick 321 (Kreuz-
kirche) und die AltmihlstraBe im Siiden wird mit dem Text und der
Begriindung erneut als Entwurf beschlossen.

2. Der gednderte Entwurf des Bebauungsplanes ist mit Text und Be-
grindung und den wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen
fiir die Dauer eines Monats, mindestens jedoch 30 Ta-ge, gemaR §§
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4a (3) und 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 6ffentlich auszulegen. Die
Auslegung ist gemaR § 3 (2) BauGB o6ffentlich bekannt zu machen.
3. Parallel zur Auslegung sind die Behorden und sonstigen Trager
offentlicher Belange gemaR §§ 4a (3) und 4 (2) BauGB erneut zu be-
teiligen.

4. Sollten iiber das MaRl der genehmigungsfédhigen Stellplédtze hin-
aus Stellplétze beantragt werden, sollten diese temporéar genehmigt
werden, fiir den Zeitpunkt bis zur Inbetriebnahme der Stadtbahnlinie
1 und dann iiber eine Baulast gesichert sein, dass sie dann zuriick-
gebaut werden. Dies gilt fiir die Endgrundstiicke entlang der Pader-
borner Stralle.

- abweichend vom Beschlussvorschlag einstimmig beschlossen -

Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. I/U15 "Gewerbege-
biet Giitersloher StraBe beiderseits des Pivitsweges" fuir das
Gebiet ostlich der Giitersloher Strae, siidlich der Autobahn
33, westlich des Tuterbachs und nordlich der Kasseler StraRe
sowie

235. Anderung des Flichennutzungsplanes ,,Gewerbliche Bau-
flache Giitersloher StraRe‘“ im Parallelverfahren

- Stadtbezirk Brackwede —

Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan
Feststellungsbeschluss zur Flichennutzungsplan-Anderung

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5447/2020-2025

Herr John gibt an, dass seine Fraktion dem Beschluss nicht zustimmen
werde. Wirtschaft und Naturschutz dirften keine Gegensatze bilden,
sondern mussten in Einklang gebracht werden. Den Schutz und das
Absehen von Bebauungsplanen im Bereich von Wasserschutzgebieten
habe der Rat der Stadt schon 1989 beschlossen. Die Trockenheiten der
vergangenen Jahre und das Trockenfallen von manchen Brunnen im
Stadtgebiet zeigten diese Notwendigkeit nochmal verdeutlicht. Die
Fraktion hatte einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan fur eine
Nutzung durch die Firma Gehring und Bunte zugestimmt, da die
Foérderung des Bielefelder Trinkwassers fir die Bielefelder Bevdlkerung
ein grundsatzlich befiirwortet werde. Eine Offnung fir anderes Gewerbe
auf diesem Gebiet werde aber nachdricklich abgelehnt.

Frau Schrader erklart, dass ihre Fraktion dem Plan trotz Verstandnis der
Position der Griinen zustimmen werde, da es primar um ein Bielefelder
Unternehmen gehe und das Vorhaben endlich vorankommen solle.

Der Stadtentwicklungsausschuss fasst folgenden
Beschluss:
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Die AuBerungen aus den friihzeitigen Beteiligungen gemaR §§ 3 (1)
und 4 (1) Baugesetzbuch (BauGB) werden zur Kenntnis genommen
und die Einarbeitung in die Planung gemal} Anlage B1 wird gebilligt.
Die Stellungnahme der Offentlichkeit unter der Ifd. Nr. 1 wird geméan
Anlage B2 Punkt 1 teilweise berucksichtigt.

Die Stellungnahmen der Offentlichkeit unter den Ifd. Nr. 2, 3,4, 5
werden gemal Anlage B2 Punkt 1 und Anlage B3 Punkt 1
zurtckgewiesen.

Die Stellungnahmen des Umweltamts (Ifd. Nr. 1.4), der Unteren
Denkmalschutzbehorde (Ifd. Nr. 1.16), des Polizeiprasidiums
Bielefelds (Ifd. Nr. 2.1 b), des Landesbetriebs StraRenbau NRW
Regionalniederlassung (Ifd. Nr. 2.3), der Bezirksregierung Detmold
Dezernat 33 (Ifd. Nr. 2.7), der Deutschen Telekom Technik GmbH TI
NL Nordwest PTI 13 (Ifd. Nr. 2.10), der Westnetz GmbH (Ifd. Nr. 2.15),
der PLEdoc GmbH (Ifd. Nr. 2.16), der GASCADE Gastransport
GmbH (Ifd. Nr. 2.17), der Amprion GmbH (Ifd. Nr. 2.22), der
Industrie- und Handelskammer (Ifd. Nr. 2.23), des LWL-Archaologie
fur Westfalen (Ifd. Nr. 2.30), des Geologischen Dienstes NRW

(Ifd. Nr. 2.31) zum Entwurf werden gemafl} Anlage B2 Punkt 2 und
Anlage B3 Punkt 2 teilweise berucksichtigt.

Die Stellungnahmen der Landwirtschaftskammer NRW (Ifd. Nr. 2.9),
der Stadtwerke Bielefeld GmbH (Ifd. Nr. 2.12), des Landesburos der
Naturschutzverbande - BUND (Ifd. Nr. 2.37), des Landesbuiros der
Naturschutzverbande — LNU e.V. (Ifd. Nr. 2.37) werden geman
Anlage B2 Punkt 2 und Anlage B3 Punkt 2 zurlickgewiesen.

Die von der Verwaltung vorgeschlagenen Anderungen und
Erganzungen zum Nutzungsplan, zu den textlichen Festsetzungen
und zur Begrindung des Bebauungsplanes werden gemaf
Anlage B2 beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 1/lU15 "Gewerbegebiet Gutersloher Strale
beiderseits des Pivitsweges" flr das Gebiet dstlich der Gltersloher
Stral3e, sldlich der Autobahn 33, westlich des Tuterbachs und
nordlich der Kasseler Strale wird mit den textlichen Festsetzungen
und der Begriindung gemaf § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen.
Gleichzeitig wird die 235. Anderung des Flachennutzungsplanes
~,Gewerbliche Bauflache Gutersloher Strale” im Parallelverfahren laut

Anderungsplan und Begriindung abschlieend beschlossen.

10. Nach Eingang der Genehmigung der Anderung des
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Flachennutzungsplans ist diese gemaf § 6 (5) BauGB und der
Beschluss des Bebauungsplans gemaf § 10 (3) BauGB ortstiblich
offentlich bekannt zu machen. Der Bebauungsplan und die
Flachennutzungsplanénderung sind gemaf §§ 6 (5) und 10 (3)
BauGB bereitzuhalten.

- mit Mehrheit beschlossen -

Konversion in Bielefeld — Vorbereitende Untersuchungen fiir
den ehemaligen Kasernenstandort Catterick Barracks / Fort-
fuhrung Stadtebaulich-landschaftsplanerischer Realisie-
rungswettbewerb Catterick Barracks

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5723/2020-2025

Herr Vollmer regt an, den Beschluss in der Fassung der BV Stieghorst zu
fassen. Dies findet Zustimmung.

Der Stadtentwicklungsausschuss fasst folgenden
Beschluss:

1. Der Abschlussbericht zu den Vorbereitenden Untersuchungen fiir
den ehemaligen Kasernenstandort Catterick wird beschlossen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Entwicklungskonzeption
Catterick (Anlage 1, Abschlussbericht, Teil C) - mit Ausnahme der
gelblich markierten Fldache in der Anlage 2 - unter Beteiligung der
Offentlichkeit im Rahmen der Durchfiihrung des stidtebaulich-
landschafts-planerischen Wettbewerbs fiir die Konversionsflache
,,Catterick Barracks* weiter zu konkretisieren.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, die Verhandlungen bzgl. der
Feuerwache Ost und der Ausbildungsstatte ziigig aufzunehmen und
den Teilflichenerwerb (auf der gelblich markierten Fldche 6stlich

des Jagdweges) zu tdtigen und mit der Planung kurzfristig zu
beginnen.

- abweichend vom Beschlussvorschlag einstimmig beschlossen -

Antrage



Zu Punkt 5.1

Zu Punkt 6

31

Antrag der FDP-Fraktion "Ortsumgehung Ummeln"

zurtickgezogen

Prozess zur Aufstellung kommunaler Warmeplanung

Herr Mengedodt und Frau Wecken von den Stadtwerken Bielefeld sowie
Herr Ulke vom Umweltamt berichten Uber den Prozess zur Aufstellung
eines Warmeplans fur Bielefeld, dies mit den Unterpunkten Zielsetzung,
Vorgehen und strategische Einordnung. Bislang gebe es noch keine ge-
setzliche Verpflichtung, aber insbesondere vor dem Hintergrund der Kii-
maschutzziele, konkret der Klimaneutralitdt 2030, und aufgrund der Tat-
sache, dass uUber 50% des Energiebedarfes flir Warme gebraucht werde,
sei das Thema akut. Es werde eine Bestandsaufnahme gemacht, dann
sollen Zielvorgaben fur einzelne Bereiche erarbeitet werden, insbesonde-
re welche Bereiche fur welche Warmequellen geeignet seien, und dann
musse auch die Umsetzung begleitet werden. Dabei sei zu berlcksichti-
gen, dass der Austausch von Heizungen langfristig erfolge und dass auch
das Thema Sanierung und Warmeeinsparung im Bestand anzugehen sei.

Herr Strothmann bedankt sich fur die Ausfuhrungen.

Auf Nachfrage von Herrn Vollmer erklart Frau Wecken, dass erste Er-
gebnisse der Bestandsaufnahme sinnvoll erst dann zu Ubermitteln seien,
wenn auch die Zielplanung erfolgt ist. Hierzu regt Herr Vollmer an, dass
es gut ware, schon friher Informationen zu erhalten, um bei der Entwick-
lung von Bebauungsplanen die Erkenntnisse der Warmeplanung einflie-
3en lassen zu kénnen.

Auf Nachfrage von Herrn Vollmer erlautert Herr Mengedodt, dass auch
Abwarmepotentiale von Industriebetrieben in die Betrachtung einflieBen
wirden. Die Gestaltung des Warme- bzw. Energiebedarfs von einzelnen
grolRen Betrieben, etwa Mitsubishi Paper, seien demgegenuiber nicht Ge-
genstand des Warmeplans, sondern bedurften einer Einzelgestaltung.

Herr Adamski erlautert, dass Bielefeld schon friiher mit dem Prozess der
kommunalen Warmeplanung begonnen habe als es der Gesetzgeber
vorgesehen hat. Erste Ergebnisse kann es eventuell nach den Sommer-
ferien geben. Er kénne die Ungeduld verstehen, aber die Erstellung brau-
che auch ihre Zeit. Naturlich erhoffe man sich fir die Bauleitplanung ei-
nen Nutzen von der Warmeplanung, so gebe es beispielhaft im Gebiet
Schillinggelande bereits Kaltwarmeleitungen, die in die Betrachtungen
einfliel3en sollten.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Amt fiir Verkehr
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altstadt.raum

Herr Lewald berichtet tber den aktuellen Stand. Es seien im 3. Workshop
des Kernteams die Fragestellungen finalisiert worden, die in den ldeen-
wettbewerb an die Planungsburos geschickt werden sollen. Diese Frage-
stellungen wiirden im nachsten Schritt jetzt zunachst fir 14 Tage der Of-
fentlichkeit vorgestellt. Hier bestehe die Mdglichkeit fir alle Birger, online
Stellungnahmen abzugeben. Am 10. Mai werde es eine Prasens-
Offentlichkeitsveranstaltung im technischen Rathaus geben, in der die
Blrgerinnen und Burger ebenfalls Vorschlage und Kritik einbringen kén-
nen. Nach Aufbereitung der Anregungen durch das Projektteam kommt
das Kernteam am 23. Mai zusammen, um die Fragestelllungen als Be-
schlussvorlage fir die Politik zu erarbeiten. Geplant sei, dass die Frage-
stellungen von den Gremien noch vor der Sommerpause beschlossen
wilrden, damit die insgesamt drei Planungsburos nach der Sommerpause
ihre Vorschlage erarbeiten und bis Ende September fertigstellen kdnnten.

Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Radstation im Bunker am Hauptbahnhof Bielefeld

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5029/2020-2025

Herr Rorig erlautert, dass seine Fraktion dem Vorschlag der Verwaltung
grundsatzlich folgen mdchte. Lediglich zum Unterpunkt 4 gebe es einen
abweichenden Vorschlag, um bei den Kosten ggf. etwas flexibler sein zu
kénnen. Den Antrag von Herrn Gugat, der heute nicht anwesend sei und
der von Frau Rammert eingebracht werde, werde seine Fraktion deshalb
ablehnen, weil die Befurchtung bestehe, dass mit der weiteren Einfahrt
der FuRgangerverkehr zwischen Bahnhof und Stadtbahn zu stark beein-
trachtigt werde, auch wenn grundséatzlich Sympathien fir die Vorstellun-
gen und ldeen des Radentscheides bestunden.

Frau Rammert erklart, dass sie den Anderungsantrag von Herrn Gugat
einbringen méchte, damit dieser nicht verlorengeht. Sie halt allerdings
eine Anderung bei der Angabe der maximalen Steigung fur wichtig, um
dadurch die Rampenlange kirzen zu kdnnen und so den Vorgaben fur
die Lange von Rettungswegen gerecht werden zu kénnen. Bezuglich des
Anderungsantrages der Koalition ist sie etwas enttausch dahingehend,
dass die Vorstellungen des Radentscheides dort nur zu wenig Beruck-
sichtigung fanden. Um die Verkehrswende ernsthaft voranzutreiben,
musse man dem Radverkehr Premiumldsungen zugestehen. Im Hinblick
auf die Probleme, die es in der sog. Tute gebe, spreche sie sich sowohl
gegen eine Stufenlésung als auch gegen eine Uberdachung der Rampe
aus, um dort keine ungewlnschte Aufenthaltsqualitat zu schaffen.

Herr Seifert betont, dass seine Fraktion den Vorschlag der Verwaltung
mit den Anderungen durch die BV Mitte unterstiitzen werde, da das Fahr-
radparkhaus am Bahnhof sinnvoll sei. Wichtig sei ihm allerdings die Bei-
behaltung des Kostendeckels und eine weitere Rampe sei auch nicht
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erforderlich, sondern schaffe eher Schwierigkeiten in der Umsetzung.

Herr Dr. Lange aufert sich positiv zu der Vorlage der Verwaltung und
auch den Erganzungen durch die BV Mitte. Zum Vorschlag der LiB &u-
Rert er Bedenken, dass die zusatzliche Rampe die auf dem Bahnhofs-
platz bestehenden Wegebeziehungen unterbreche und eher zum Hinder-
nis werde. Hinsichtlich der Kostendeckelung bittet er die Verwaltung um
Stellungnahme, weshalb der dortige Vorschlag die Kostendeckelung ent-
halten habe und weshalb in dieser Hohe.

Herr Alich gibt an, die Ausflihrungen von Frau Rammert zu unterstitzen,
und gibt gleichzeitig zu bedenken, dass angesichts der gegenwartigen
Kostensteigerungen eine flexiblere Begrenzung sinnvoller sei.

Herr Adamski erlautert, dass bei dem angegebenen Maximalbetrag ent-
sprechende Sicherheiten eingepreist worden seien und der Preiskosten-
index Berucksichtigung gefunden habe. In die Zukunft schauen kdnne
aber natirlich niemand. Zugleich sei es der Anspruch an die eigene Ar-
beit, das Projekt flir die Stadt nicht teurer werden zu lassen als geplant
und insbesondere auch bei der Einwerbung von Fordergeldern nicht lo-
cker zu lassen und die Eigenmittelquote mdglichst gering zu halten, damit
das Projekt firr die Stadtgesellschaft positiv bewertet werde. Den im An-
derungsantrag verwendeten Begriff ,moglichst* missten die Ersteller des
Antrages ggf. erlautern.

Herr Hallau erlautert, dass die Koalition es fir den ehrlicheren Antrag
halte, sich Optionen flr eventuelle Kostensteigerungen offen zu lassen,
auch wenn auch nach Auffassung der Koalition der Maximalbetrag von
3,5 Millionen Euro ungern Uberschritten werden solle. Es gehe vor allem
darum, den jetzigen Beschluss nicht andern zu muissen, falls sich geringe
Kostenerhéhungen ergaben. Bei deutlich héheren Kosten, etwa 1,5 Milli-
onen oder noch dariber hinaus mehr, sei klar, dass man angesichts der
Finanzlage dann zu anderen Losungen kommen musse.

Herr Dr. Lange gibt an, dass seine Fraktion unter der Voraussetzung,
dass der Punkt 5 von der BV Mitte, namlich die umgehende Information
Uber etwaige Kostensteigerungen, aufgenommen wird, auch die Formu-
lierung des Anderungsantrages der Koalition mitgetragen werden kénne.
Voraussichtlich werde man sich irgendwann ohnehin wieder Uber die
Kosten des Projektes unterhalten missen. Negativbeispiel sei etwa der
Jahnplatz. Zunachst aber gehe es darum, das Vorhaben gemeinsam auf
den Weg zu bringen.

Der Stadtentwicklungsausschuss fasst folgenden
Beschluss:

1. Die Umnutzung und die Erweiterung des Bunkers unter dem
Bahnhofsvorplatz am Hauptbahnhof zu einer Radstation wird
weiterverfolgt.

a) Um den Bedarf von 2.000 Fahrradstellpldtzen zu decken,
wird die Dimensionierung der Radstation gemaR Pla-
nungsvariante 4 (Bunker und siidliche Erweiterung) wei-
terverfolgt.
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b) Die Zuwegung zur Radstation erfolgt Uber zwei Fahrsteige
(eine Ausfahrt und eine Einfahrt) erganzt durch eine Trep-
pe auf dem Bahnhofsvorplatz sowie aufgrund zuldssiger
Rettungswegeldangen erforderlichen Treppen und Fahr-
stuhlen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, im Friihjahr 2023 eine Inte-
ressensbekundung zum Einwerben von Férdermitteln einzu-
reichen sowie erganzende Fordermoglichkeiten zu prifen.
Die Planungen sind entsprechend der Vorgaben der Forder-
mittelgeber voran zu bringen und den Gremien zur Be-
schlussfassung vorzulegen.

3. Die Verwaltung wird beauftragt die Nutzung des Bunkers vor-
zubereiten, die Verantwortlichkeiten fiir die Umsetzung zu
klaren und ein Betriebskonzept fiir den Betrieb der Radstati-
on zu erstellen und den Gremien zur Beschlussfassung vor-
zulegen.

4. Die Eigenmittel der Stadt Bielefeld werden auf maximal 3,5
Mio. € festgelegt, dies entspricht 25% der aktuell ermittelten
Gesamtkosten. Das Amt fiir Verkehr meldet in den Verwal-
tungsentwiirfen zum Haushaltsplan 2024 ff. die notwendigen
Haushaltsmittel an.

5. Bei deutlichen Kostenabweichungen sind die Gremien um-
gehend zu informieren.

- abweichend vom Beschlussvorschlag einstimmig beschlossen -

Anderungsantrag der LiB zu "Radstation im Bunker am
Hauptbahnhof Bielefeld*

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6082/2020-2025

Der Antragstext lautet wie folgt: )
zum oben genannten Tagesordnungspunkt stelle ich folgenden Ande-
rungs-Antrag:

die Beschlussvorlage wird bei Punkt 1 b) um wie folgt geandert beschlos-
sen:

"Die Zuwegung zur Radstation erfolgt Uber zwei Fahrsteige (eine Ausfahrt
und

eine Einfahrt) erganzt durch eine Zuwegung aus der Herbert-Hinnendahl-
Stralde mit maximal 6% Neigung sowie aufgrund zulassiger Rettungs-
wegelangen erforderlichen Treppen und

Fahrstuhlen."
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Frau Rammert erganzt den Anderungsantrag dahin, dass anstatt ,maxi-
mal 6% Neigung“ ,maximal 6% bis 10 % Neigung® in den Antrag aufge-
nommen werden sollte.

Der Anderungsantrag mit den Ergéanzungen von Frau Rammert wird ein-

stimmig abgelehnt.

- einstimmig abgelehnt -

TOP 8 Radstation im Bunker am Hauptbahnhof Bielefeld
(Drucksache 5_(_)29/2020-2025), Anderungsantrag: SPD, Biind-
nis 90 DIE GRUNEN, DIE LINKE vom 02.05.2023

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6094/2020-2025

Die Koalition stellt folgenden Anderungsantrag:

Punkt 4 wird der 1. Satz geandert:

Die Eigenmittel der Stadt Bielefeld sollen nach Maglichkeit 3,5 Mio. €
nicht Gberschreiten, dies entspricht 25% der aktuell ermittelten Gesamt-

kosten.

Der Stadtentwicklungsausschuss fasst folgenden
Beschluss:

Punkt 4 wird der 1. Satz geandert:
Die Eigenmittel der Stadt Bielefeld sollen nach Moglichkeit 3,5 Mio. €
nicht Giberschreiten, dies entspricht 25% der aktuell ermittelten Ge-

samtkosten.

- mit grofder Mehrheit beschlossen -

Umsetzung der Mobilitatsstrategie - Umsetzung eines kommu-
nalen Schulmobilitatskonzepts

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 4651/2020-2025

Herr Dr. Lange bittet die Verwaltung um Beantwortung folgender drei
Fragen: Zum einen bittet er um Verdeutlichung der Unterschiede zu dem
beschlossenen Kita- und Schulwegekonzept, ggf. um synoptische Ge-
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genuberstellung der beiden Konzepte. Zum zweiten bittet er um konkrete
Darstellung, welche Veranderungen bzw. Verbesserungen beim Ver-
kehrsjugendsicherheitsparcours vorgenommen werden sollen. Drittens
bittet er um konkrete Beschreibung, welche Aufgaben von den geschaf-
fenen Stellen Gbernommen werden sollen.

1. Lesung -

Umsetzung der Mobilitatsstrategie - Realisierung einer Mobil-
station am Niederwall

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5542/2020-2025

abgesetzt

Umsetzung der Mobilitatsstrateqgie - Machbarkeitsstudie einer
Radverbindung zwischen Innenstadt und Univeristat bzw.
Fachhochschule

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5894/2020-2025

Herr Krause weist auf einen redaktionellen Fehler auf der dritten Seite im
zweiten Absatz hin. Es gehe dort um die Schlosshofstral’e. Offenbar irr-
timlich sei dort dann die Stapenhorststrale erwahnt. Des Weiteren fragt
er, in welcher Hohe ggf. Fordergelder wieder zuriickgezahlt werden
mussten, wenn die Schlosshofstral’e nicht als Route genutzt werden
konne.

Herr Adamski antwortet, dass dazu die Bindungsfristen fir die seinerzei-
tige Férderung angesehen werden mussten und es ggf. in die Diskussion
eingebracht werden misste, ob die Schlosshofstra’e dann als Route
ausfalle, weil bzw. wenn Foérdergelder zurlickgezahlt werden muissten.

Auf Nachfrage von Herrn Dr. Lange nach der zeitlichen Planung antwor-
tet Herr Lewald, dass beabsichtigt sei, die Machbarkeitsstudie noch in
diesem Jahr, voraussichtlich nach den Sommerferien, in die Politik zu
geben. Die Vorschlage und die weitere Prifung der Radverkehrsroute
stiinden zudem im Zusammenhang mit dem Verkehrskonzept im Biele-
felder Westen, was auch erst nach Abschluss der BaumalRnahmen auf
der Stapenhorststralde fur eine Umsetzung zum Tragen komme.
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Der Stadtentwicklungsausschuss nimmt Kenntnis.

Aufweitung und Ertiichtiqung der Stadtbahngleise in der Ar-
tur-Ladebeck-StraBe

Beratungsgrundlage:

Drucksachennummer: 5842/2020-2025

Herr Dr. Bruder teilt mit, dass der Beirat fir Behindertenfragen zusatzlich
zu den geplanten Umsetzungen an den Querungsstellen auch die barrie-
refreie Ausgestaltung der Lichtsignalanlagen angeregt hat.

Herr Strothmann nimmt die Anregung auf, die im Beirat fir Behinderten-
fragen getroffene Beschlussversion wie folgt zu Gbernehmen.

Beschluss:

Die Gleisanlage auf der Artur-Ladebeck-StraBe wird wie beschrieben
fir den Einsatz der modernen Stadtbahnfahrzeuge angepasst. Ent-
lang der Bauabschnitte vorhandene Lichtsignalanlagen werden

zeitnah barrierefrei gestaltet.

- abweichend vom Beschlussvorschlag einstimmig beschlossen -

Auswertung der ersten Testphase der FahrradstraBe Ehlentru-
per Weqg / Rohrteichstrale

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5886/2020-2025

Ohne Aussprache nimmt der Stadtentwicklungsausschuss Kenntnis.

Verwendung der OPNV-Pauschale nach §11 Abs. 2 OPNVG
NRW fiir das Jahr 2023

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5868/2020-2025

Ohne Aussprache fasst der Stadtentwicklungsausschuss folgenden
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Beschluss:

Der Stadtentwicklungsausschuss empfiehlt dem Rat folgende Ver-
wendung der finanziellen Mittel aus der OPNV-Pauschale des Jahres
2023 (3.847.405,87 €) nach § 11 Abs. 2 OPNVG NRW zu beschlieRen:
o Ca. 769.500 € werden als Aufgabentrageranteil zur Verbesse-
rung des OPNV eingesetzt.
¢ Die an Verkehrsunternehmen weiterzuleitenden Mittel in Ho6-
he von ca. 3.077.900 € werden zur Finanzierung offentlicher
Dienstleistungsauftrage verwendet.
¢ Die Verwaltung wird beauftragt, die exakte Hohe der Mittel-
verteilung zwischen den Unternehmen nach MaRgabe der
diesbeziiglich bestehenden Finanzierungsvertrage bzw. -
regelungen festzulegen.
e Sollte der Aufgabentrigeranteil nicht in voller Hohe bis
30.06.2024 verausgabt worden sein, erhélt die moBiel GmbH
die verbleibenden Restmittel.

- einstimmig beschlossen -

\_{erwendunq der Ausbildungsverkehr-Pauschale nach § 11 a
OPNVG NRW in 2023

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 6008/2020-2025

Ohne Aussprache fasst der Stadtentwicklungsausschuss folgenden
Beschluss:

Der Stadtentwicklungsausschuss empfiehlt dem Rat zu beschlie-
Ren:

Fur das Jahr 2023 wird das bereitgestellte Budget der Ausbildungs-
verkehr-Pauschale nach § 11 a OPNVG NRW entsprechend Ziffer 6.2
der allgemeinen Vorschriften auf 98 % der Landesmittel festgesetzt.

- einstimmig beschlossen -

Gemeinsame Erklarung zum Neubau der ICE-Trasse Bielefeld
und Hannover

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5999/2020-2025

abgesetzt
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Bauamt

Neue Satzung und Geschaftsordnung fiir den Beirat fiir Stadt-
gestaltung

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5867/2020-2025

Herr Moss informiert Uber den Verfahrensstand: Verwaltungsseitig sei
eine Legitimation Gber den Rat und die Ausgestaltung mittels Satzung
favorisiert worden. Dementsprechend habe man auch eine Satzung ent-
worfen. Die Politik méchte demgegeniber, dass die Aufgaben nicht in der
Gestalt eines Beirates wahrgenommen werden und dass dafir dann kei-
ne Satzung erstellt werde. Uber die weitere Ausgestaltung werde aktuell
diskutiert. Sobald es Ergebnisse gebe, werde er berichten.

zurtickgezogen

Bauamt/Bauleitplane

Bauleitplane Brackwede

Keine

Bauleitplane Dornberg

Keine

Bauleitplane Gadderbaum

Keine

Bauleitplane Heepen

Keine

Bauleitplane Jollenbeck
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Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 11/J39 ,,Wohnen
nordlich der StraBe Bockmannsfeld , westlich der StraRe Dus-
terfeld” fiir das Gebiet nordlich der StraBe Béckmannsfeld und
sudlich der landwirtschaftlichen Flache Bockmanns Feld

- Stadtbezirk Jollenbeck -

Beschluss liber Stellungnahmen
Satzungsbeschluss

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5802/2020-2025

Herr John merkt an, dass dem Beschluss zwar zugestimmt werde, um
das Verfahren nicht zu verzoégern. Allerdings seien Unstimmigkeiten in
der Vorlage, die nach modernen Gesichtspunkten mit den neuen Leitli-
nien nicht korrelierten, so dass er fragt, wie mit den Leitlinien bzw. deren
Umsetzung verfahren werde.

Herr Bielefeld antwortet, dass er zuversichtlich sei, dass — auch mittels
hinzugezogener Moderation — der Leitlinienprozess alsbald voranschrei-
te.

Der Stadtentwicklungsausschuss fasst folgenden
Beschluss:

1. Die AuBerungen aus den friihzeitigen Beteiligungen ge-
maR §§ 3 (1) und 4 (1) Baugesetzbuch (BauGB) werden
zur Kenntnis genommen und die Einarbeitung in die Pla-
nung gemaR Anlage A1 wird gebilligt.

2. Die Stellungnahmen der Offentlichkeit, Ifd. Nr. 1b, 1c, 1e,
1f, 1h, 2a, zum Entwurf werden gemaR Anlage A2 Ziff. 1
zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahmen der Offentlichkeit, Ifd. Nr. 1a, zum
Entwurf werden gemaR Anlage A2 Ziff. 1 zuriickgewiesen.
Den Stellungnahmen der Offentlichkeit, Ifd. Nr. 1d, zum
Entwurf wird gemaR Anlage A2 Ziff. 1 gefolgt.

Den Stellungnahmen der Offentlichkeit, Ifd. Nr. 1g, zum
Entwurf wird gemaR Anlage A2 Ziff. 1 teilweise gefolgt.

Die Stellungnahmen des Umweltamtes (Ifd. Nr. 1.4c, 1.4m,
1.4n), der Unteren Denkmalbehérde (Ifd. Nr. 1.16a), der
Stadtwerke Bielefeld (Ifd. Nr. 2.12a, 2.12b), der Pledoc
GmbH (Ifd. 2.16a, 2.16b), der Gascade Gastransport GmbH
(Ifd. Nr. 2.17a, 2.17b), des Landesbiiros der Naturschutz-
verbiande NRW (Ifd. Nr. 2.37a, 2.37b, 2.37c, 2.37d, 2.37g,
2.37h, 2.37i) zum Entwurf werden gemaR Anlage A2 Ziff. 2
zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahmen des Umweltamtes (Ifd. Nr. 1.4f, 1.4i,
1.4j) und der Landwirtschaftskammer NRW (Ifd. 2.9a) zum
Entwurf werden gemaR Anlage A2 Ziff. 2 zuriickgewiesen.
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Die Stellungnahmen des Umweltamtes (Ifd. 1.4b, 1.4d,
1.4e, 1.49, 1.4h, 1.4k, 1.41), der Unteren Denkmalbehorde
(Ifd. 1.16b), der moBiel GmbH (Ifd. Nr. 2.13a), des Landes-
biiros der Naturschutzverbande NRW (Ifd. Nr. 2.37f) zum
Entwurf werden gemaR Anlage A2 Ziff. 2 berucksichtigt.
Die Stellungnahmen des Umweltamtes (Ifd. 1.4a), des
Landesbiiros der Naturschutzverbiande NRW (Ifd. Nr.
2.37¢e) zum Entwurf werden gemaR Anlage A2 Ziff. 2 teil-
weise beriicksichtigt.

3. Die von der Verwaltung vorgeschlagenen Anderungen
und Erganzungen zu den textlichen Festsetzungen, zur
Begriindung und des Gestaltungs- und Nutzungsplanes
werden gemaR Anlage A2 / Ziff. 3 beschlossen.

4. Die Stellungnahmen der Eigentumer der Flache (Ifd. Nr.1),
des ErschlieBungstragers (Ifd. Nr.2) und des Umweltam-
tes (Ifd. Nr.3) zur eingeschrankten Beteiligung werden
gemaR Anlage A3 zur Kenntnis genommen.

5. Der Bebauungsplan Nr. 11/J39 ,,Wohnen nérdlich der Stra-
Re Bockmannsfeld, westlich der Strae Diisterfeld” fiir
das Gebiet nordlich der StraBe Bockmannsfeld und siid-
lich der landwirtschaftlichen Flache Bockmanns Feld wird
mit den textlichen Festsetzungen und der Begriindung
gemaR § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

6. Der Beschluss des Bebauungsplans ist gemaR § 10 (3)
BauGB ortsublich 6ffentlich bekannt zu machen. Der Be-

bauungsplan mit Begrundung ist gemaR § 10 (3) BauGB
bereitzuhalten.

- einstimmig beschlossen -

Bauleitplane Mitte

Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111/3/103.00
.Gewerbegebiet westlich Am Stadtholz und siidlich Werkering
(Teilbereich A), 6st-lich Am Stadtholz und nordlich Hakenort
(Teilbereich B)“ Teilplan 2 fiir das Gebiet begrenzt durch einen
Gewerbebetrieb im Westen, durch die StraBe am Stadtholz im
Osten und einen Parkplatz im Siiden

- Stadtbezirk Mitte -

Entwurfsbeschluss
Beschluss zur Durchfiihrung der Beteiligungen gemaR &8 3 (2)
und 4 (2) BauGB

Beratungsgrundlage:
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Drucksachennummer: 5835/2020-2025

Ohne Aussprache fass der Stadtentwicklungsausschuss folgenden

Beschluss:

1. Der Bebauungsplan Nr. 111/3/103.00 ,,Gewerbegebiet westlich Am
Stadtholz und siidlich Werkering (Teilbereich A), 6stlich Am
Stadtholz und nordlich Hakenort (Teilbereich B)“ Teilplan 2 fur
das Gebiet begrenzt durch einen Gewerbebetrieb im Westen,
durch die StraRe Am Stadtholz im Osten und einen Parkplatz im
Siuden wird mit dem Text und der Begriindung als Entwurf be-
schlossen.

2. Der Entwurf des Bebauungsplanes ist gemaR § 3 (2) Baugesetz-
buch (BauGB) mit der Begriindung und den wesentlichen um-
weltbezogenen Stellungnahmen fiir die Dauer eines Monats,
mindestens jedoch fiir die Dauer von 30 Tagen, 6ffentlich auszu-
legen. Die Auslegung ist ortsublich bekannt zu machen.

3. Parallel zur Auslegung sind die Behérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange gemaR § 4 (2) BauGB zu beteiligen.

- einstimmig beschlossen -

Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111/3/90.00 ,.Bleich-
straBe/Ecke Am Stadtholz” fiir das Gebiet siidlich der Werner-
Bock-StraRe, westlich der StraBRe Am Stadtholz und nordlich
der BleichstraRe im beschleunigten Verfahren gemaR § 13a
BauGB

- Stadtbezirk Mitte -

Beschluss zur erneuten frithzeitigen Beteiligung der Offent-
lichkeit und der Behorden

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5865/2020-2025

Ohne Aussprache fasst der Stadtentwicklungsausschuss folgenden
Beschluss:

Fiir die Erstaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 111/3/90.00 sind
die frithzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 (1) BauGB
und die friihzeitige Beteiligung der Behoérden und sonstigen Tra-
ger offentlicher Belange gemaR § 4 (1) BauGB auf Grundlage der
in dieser Vorlage dargestellten allgemeinen Ziele und Zwecke der
Planung erneut durchzufiihren.
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- einstimmig beschlossen -

Bauleitplane Schildesche

Keine

Bauleitplane Senne

Keine

Bauleitplane Sennestadt

Keine

Bauleitplane Stieghorst

Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. lll/ Ub 12 ,,Wohnen
am ostlichen Wietkamp*“ fiir das Gebiet suidlich der Lage-
schen StraRe (B66), westlich des Sportplatzes des SV Ubbe-
dissen, nordlich der Detmolder StraBe und ostlich des Wiet-
kamps und 267. Anderung des Flichennutzungsplans ,,Woh-
nen am Ostlichen Wietkamp*“ fiir das Gebiet siidlich der La-
genschen StraRe (B66), westlich des Sportplatzes des SV Ub-
bedissen, nordlich der Detmolder StraBe und ostlich des Wiet-
kamps im Parallelverfahren

- Stadtbezirk Stieghorst -

Beschluss zum Bebauungsplan-Verfahren:
- Verfahrenswechsel zum reqularen Aufstellungsverfahren
gemal &8 2, 10 BauGB

Beschluss zur Einleitung des Flachennutzungsplan-
Verfahrens:
- Aufstellungsbeschluss zur 267. Flachennutzungsplanande-
rung
- Beschluss zur Durchfiihrung der frithzeitigen Offentlichkeits-
und

Behordenbeteiligung gemaR § 3 Absatz 1 und § 4 Absatz 1
BauGB
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Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5747/2020-2025

Ohne Aussprache fasst der Stadtentwicklungsausschuss folgenden
Beschluss:

1. Fiir den Bebauungsplan Nr. lll/Ub 12 ,Wohnen am 6stlichen
Wietkamp*“ erfolgt ein Verfahrenswechsel vom beschleunig-
ten Verfahren gemaR § 13a BauGB zum regularen Aufstel-
lungsverfahren gemaR §§ 2 und 10 BauGB.

2. Gleichzeitig ist der Flachennutzungsplan im Parallelverfahren
gemaR § 8 Absatz 3 BauGB zu andern (267. Anderung ,,Woh-
nen am o6stlichen Wietkamp"). Der Anderungsbereich ist aus
Anlage A ersichtlich.

3. Der Aufstellungsbeschluss fur die 267. Flachennutzungs-
plandnderung ist gemaR § 2 (1) BauGB ortsiiblich 6ffentlich
bekannt zu machen. Im Rahmen der 267. Flachennutzungs-
planinderung ist die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit
sowie der Behorden und der sonstigen Trager offentlicher
Belange ist gemaR § 3 Absatz 1 und § 4 Absatz 1 BauGB
durchzufiihren. Bei der Offentlichkeitsbeteiligung wird auf ei-
nen Unterrichtungs- und Erdrterungstermin verzichtet.

- einstimmig beschlossen -

Frank Strothmann Anita Lange



	SMC_BM_SNFUNK
	Text
	Anwesenheit
	BM_Text2
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Vorlage
	Beschlussnummer
	Nummer
	Beschluß
	Beschlussk
	Abstimmungsergebnis

